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Re Verhandlungen zur Kubinettsbildung
Nachdem Dr. Heinze dem Reichspräſidenten den Arſneg zur

ziſdung eines Kabinetts zurückgegeben hatte, wandte ſich Ebert
uf deſſen Rat an den Zentrumsäbgeordneten Trimborn. Ueber
rimborns Vemübungen eine Regierungskoalition zuſtande zu
ngen, berichtet WTVB. folgendes

Berlin, 15. Juni. Zunächſt ſetzte ſich Herr Trim
orn mit den Unterhändlern der r denherren Müller und Loebe, in Verbindung und fragte
e, wie der „Vorwärts“ berichtet, ob ſie einer nach rechts

iterten Koalition beitreten könnten, wenn das
dentrum darin die Führung übernehme. Nach der Ver-

inung wandte er ſich einer zweiten Kombination zu,
jortführung der alten Koalition, die mit Einſchluß der

geriſchen Volkspartei 240 Mandate umſfaſſen werde.
jerr Loebe erwiderte, daß die ſozialdemokratiſche Trok

n auch hieran nicht teilnehmen könne. Herr Müller
igte hinau, daß eine von ſolcher geringer Mehrheit ge-
e Regierung nicht mit der utigen Autorität nach

gehen könne. Darauf brachte Trimborn eine dritte
Möglichkeit zur Sprache, einen Block der Mitte, der aus

demrkraten, Zentrum und Volksvartei beſtehen würde.
die Sozialdemokraten erklärten hierzn, ihre Stellung

ne nach ernenter Rückſprache mit ihren Auftrag-
rn bekannt zu geben.

Re zweite Zone wieder unter Deutſchlands Foheit.
Die vier Hanptmitglieder der interalliierten Kom

ſern Knd, wie dem „Berl. Tagebl. berihtet wird,
z Flensburg ohne Gang und Klang abgereiß, unr der

eralſekretär weilt noch dort. Heute werde in Berlin
in Kopenhagen gleichzeitig die Notifikation der

renzlinie überreicht, morgen mittag erfolgt die Ueber
Abends werden die franzöſiſchen Truppen mit der

ahn die Stadt verlaſſen und um Mitternacht gehe die
onveränität über die zweite Zone wieder an Deutſch

e ver begnadigt!
Geſtern berichteten wir ſchon daß der Reichspräſi-

nt 62 Kriegsgerichtsurteile des Reichswehrkommandos
ünſters im Begnadigungswege anfgehoben hat. Dem

igen wir nun folgende weitere Melsung hinzu:
Von 451 durch die außerordentlichen Kriegsgerichte

8 Ruhrgebiets verurteilten Perſonen ſind Gnaden-
ſuche eingereicht worden. Bisher ſind 141 dieſer Ge
che erledigt worden, und zwar hat der Herr Reichs
äſident in 115 Fällen von ſeinem Gnadenrecht Ge-
auch gemacht und in 26 Fällen das Geſuch abgelehnt.
ie Entſcheidung über die übrigen Gnadoengeſuche wird
m Reichsjuſtizminiſterium mit aller Beſchleunigung
rbereitet und iſt ebenfalls binnen kurzem zu erwarten.
Von den zahlreichen während der Unruhen im Ruhr-
biet verhafteten, im Sennelager und anderen Gefange-
nſammelſtellen untergebrachten Perſonen ſind in

viſchen der größte Teil wieder auf freien Fuß geſetzt
orden. Nur die gemeiner oder ſchwerer Vergehen und
erbrechen Verdächtigen werden weiter in Haft behalten.

Franzöſiſche Gewalttaten in Oberſchleſien.

Venthen, 15. Juni. Jn SGleiwitz wurde heute
r kaufmänniſche Beamte der t r r Buche
ld von zwei franzßſiſchen Soldaten um Feuer gebeten,
entſprach dem Verlangen. Als er dann die Hand

Zſtreckte, um die Sireichhölzer zurückzuerhalten,rden die Franzoſen tätlich und bearbeiteten Buch
mit ihren Scitengewehren und Fußtritten, ſo das

beſinnungslos liegen blieb und anſcheinend mit in
h Verletzungen ins Kranukenhans gebracht werden

C.

e

Viel iſt in alter Zeit in der ſozialdemokratiſchen
artoi über die Verelendungstheorie geſtritten worden.

lebereifrige Schüler haben die Lehre von Marx ſo, auslegt. „Die Entwicklung der kapitaliſtiſchen Geſeliſcha t
acht es notwendig, daß es den Arbeitern immer ſchlech

gebt. Geht es ihnen dann ſo ſchlecht, daß ſie es gar
icht mehr aushalten können, dann kommt die ſozialeevolution, kommt der ſozialiſtiſche ukunftsſtaat mit
lem Gkück und allen Freuden. Dieſe Verelendungs-

veoretiker wachten ſozuſagen ä Wis darüber, daß esn Arbeitern in der r r Geſellſchaftsord
ung nur ja nicht allzu gut gehe. Jn jedem Axbeitec
utzgeſetz, in jebem Stück Sogzialverſichervu n ſien puliaiſcittelgen, um zie eken des

worden.

Danzigs Parlament tagt.
Danzig, 14. Juni. Heute nachmittag wurde die

verfaſſunggebende Verſammlung der zukünſftigen freien
Stadt Danzig, der 120 Abgeordnete angehsren, erbffnet.
Sir Reginald Tower hielt eine Anſprache und erklärte
die verfaſſunggebende Verſammlung für erdffnet. Hier-
auf erfolgte die Konſtitnierung des, Hauſes, zu deſſem

räſidenten der dentſchnationale Abgeordnete General
nperintendent Reinhard gewählt wurde.

r

BVergardeitertarif im Ruhrgeb'et.

Eſſen Gr 14. Juni. Der am 31. Mai für das
Ruhrgebiet vereinbarte Tarifvertrag iſt heute zwiſchen
den Vertretern der Arbeitnehmerverbände und den Ver
tretern des Zechenverbandes endgültig abgeſchloſſen

Durch dieſe Tarifregelung wird eine Erhöhung
der Kohlenpreiſe vermieden.

Die Kriſe in Oeſterreich.
Wien, 14. Juni. Jn der heutigen Sitzung des

Hanuptausſchuſſes wurde einſtimmig beſchloſſen, die nöti
n Geſetzentwürfe betreffend die Auflöſung der konKilnierenden Verſammlung und die rchführung der

Neuwahlen unverzüglich ausarbeiten zu laßen. Vor
dem Abſchluß der Tagung des Parlaments ſeien u. a.

das Bu äkeiten fer Desge im Hauſe eingebracht und W werden. Die
Beratungen über die Bildung der Regierung werden in
der nächſten Sitzung des Hanptausſchuſſes fortgeſetzt
werden.

Aus Ftalien.
NRom, 14. Juni. Es verlautet, Jtalien bendtige

für die n r 66 Milliarden Lire. Nittibeabſichtigt, dieſe Summe den Alliierten bei der Erörte-
rung der
Betrages zu nennen.

NRom, 14. Juni. Agenzia Stefani. Giolitti hatte am
Montag mit verſchiedenen Perſönlichkeiten aus politi
chen Kreiſen mehrere Unterredungen. Es beſtätigt ſich,
aß die Annahme der Miſſion der Kabinettsbildung

durch Giolitti am Mittwoch bekanntgegeben wird.

Etrelk.

h 14. Juni. Der Streik der ſtädtiſchen
Arbeiter hält unverändert an. Da die Düſſeldorfer r
duſtrie ausnahms!os an das große erſtädtiſchen Elektrizitätswerke angeſchloſſen iſt, mußte der
größte Teil der Werke heute feiern.

Der Streik der ſtädtiſchen Arbeiter in Düſſeldorf
ſtellt ſich als eine Machtprobe zwiſchen Syndikaliſten und
Gewerkſchaftlern dar. Zwei Drittel der ſtädtiſchen
Arbeiter ſind Syndikaliſten. Das ermöglichte trotz der
Gegnerſchaft der Gewerkſchaften gegen den Streik eine
Abſtimmung zugunſten des Streiks.“ Die Bewilligung
der Lohnforderungen würde die ſtädtiſchen Finanzen,
die ohnehin ſehr geſpannt ſind, mit 12 Millionen belaſten.

eute ſind die Zeitungen in Düſſeldorf, deren Druckerei
etriebe mit ſtädtiſchem Strom geſpeiſt werden, nicht er-

ſchienen. Doch hofft man, das Erſcheinen im Laufe des
Tages oder ſpäteſtens morgen wieder möglich machen zu
können, dadurch, daß ſie außerhalb Düſſeldorfs gedruckt
werden. Die Bevölkerung iſt ſehr erbittert gegen die
Streikenden infolge des Stilliegen des Städtiſchen Elek-
trizitätswerkes, das einen Teil der Jnduſtriebetriebe
Düſſeldorfs mit elektriſcher Kraft verſorgt. Dadurch ſind
viele Arbeiter brotlos geworden. Die Stadtverwaltun
hofft, mit Hilfe der Techniſchen Nothilfe den Betrie
wieder aufnehmen zu können.

Kapitalismus zu verlängern und den revolutionären
Sinn des Proletariats zu korumpieren.

Die Gegner dieſes Auslegerunſinns konnten ſich
mit Recht darauf berufen, daß Karl Marrx die Einfüh-
rung des Zehnſtundentages in England als einen Sieg
des Prinzips gefeiert hatte. Hätte Marx wirklich ge
dacht, was ihm die übereifrigen Ausleger unterſchoben,
ſo wäre er wahrſcheinlich nicht als der geiſtige Bahn
brecher des Sozialismus unſterblich geworden ſondern
längſt als eine komiſche Nebenfigur verſchollen. Marx
at aber ſehr gut gewußt, daß die Arveiter ihren Klaſſen
ampf gar nicht anders führen können denn als einen

Kampf um die Hebung ihrer Lebenslage, und darum hat
er auch das erwachende Gewerkſchaftsweſen gegen die
geiſtreichen Phantaſtereien Proudhons vertcidigt.

Von der BVBerelendungstheorie iſt es dann lange
Zeit kl. gewerdeu.

erteilung des durch Deutſchland zu zahlenden b

ins Leben rief, nicht er 9 die Seele jener
Verelendungspraxis, die jetzt von den Unabhängigen
und den Kommuniſten getrieben wird. Dieſe Ver-
elendungspraxis iſt aber noch viel gefährlicher als die
ſelige Verelendungstheorie.

Die Unabhängigen ſind heute noch vergnügt dar
über, daß es ihnen gelungen iſt, die Koalition zu ſpren-
en in der die Arbeiterklaſſe zwar nicht die allein here-
chende aber doch eine ſehr einflußreiche Macht war.

Sie haben ſofort, nachdem ihnen die Sprengung ge
lungen war, die Parole ausgegeben, nun müßten die
Parteien der äußerſten Reaktion die Regierung über-
nehmen. Die „Freiheit“ fand, daß dies e be
trachtet“, ein mächtiger Vorteil für die Arbeiterklaſſe ſei.

Marr nannte es, wie ſchon geſagt, einen Sieg des
Prinzips, das in England der Zehnſtundentag einge-
führt wurde. Heute feiern es die Unabhängigen als
einen Sieg ihres Prinzips und als einen Erfolg ihrer
Politik, wenn eine Regierung kommt, die den Acht-
ſtundentag wieder abſchaffen will.

Das iſt politiſche Verelendungspraris in ihrer
reinſten Form. Man wünſcht, daß die Arbeiter mög-
lichſt ſchlecht behandelt werden, damit ſie aus Verzweiſ-
lung Revolution machen. Und ſolche künſtliche und ab
ſichtlich herbeigeführte politiſche Verelendung hält man
dann für reinen Marxismus!

Nun könnte man einwenden, eine ſolche Politik, wie
ſie die Unabhängigen treiben, diene ſchließlich doch dem
Wohle der Arbeiterklaſſe, denn wenn die Arbeiter den
Druck von oben allzu ſehr empfänden, würden ſie auf-
ſtehen, die Macht an ſich reißen und dann beginne die
ſozialiſtiſche Geſellſchaft. Das ließe ſich hören, wenn die
ſozialiſtiſche Geſellſchaft wie die Unabhängigen und
Kommuniſten ſie vorſtellen, einen unmittelbaren
Vorteil für die Arbeiterklaſſe bedeuten würde. Leider
aber iſt das nicht der Fall, ſondern wie jetzt unſere Unabhängigen politiſche Verelendungspraxis treiben, indem
ſie h ihr wahnwitziges Verhalten der Reaktion wie-

der in den Sattel helfen, ſo treiben die ruſſiſchen Bolſche
wiki, die bereits zur Macht gelangt ſind, wirtſchaftliche
Verelendungspraxis. Zwar hat in Rußland die äußerſte
Linke des Sozialismus längſt geſiegt und der Sozialis-
mus iſt durch Dekret eingeführt, aber noch meint man
dort, daß es zunächſt immer noch ſchlechter gehen müſſ
evor es wieder beſſer gehen könne. Der Sozialismu

in bolſchewiſtiſchem Gewande iſt dort längſt nicht mehr
praktiſche Fern einer Arbeiterklaſſe, die nach beſſeren
Lebensverhältniſſen ſtrebt, ſondern nur der religiöſe
Wahnſinn eines von theoretiſchen Fanatikern beherrſ
ten Hungervolkes.

Dieſen Weg will die deutſche Sozialdemokratie nicht
mitgehen. Sie faßt die politiſchen und wirtſchaftlichen
Aufgaben der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung ganz an
ders auf. Sie r davon überzeugt, daß der Sozialis-
mus nicht auf dem Weg über Blut, Trümmer und
Hungerleichen ſondern nur auf dem Wege ſchrittweiſer
Verbeſſerung der Lebenslage der Arbeiterklaſſe zu ver-
wirklichen iſt.

Aus dieſem J der Auffaſſungen erkennt man
klar, warum die Sozialdemokatie in der Koalition ge
blieben iſt, ſolange ſie zu halten war und warum die
Unabhängigen die Koalition zertrümmert haben, um der
Reaktion zum Sieg zu verhelfen. Hoffentlich iſt damit
der Punkt erreicht, an dem die klarere Einſicht der
Arbeitermaſſen wieder beginnt. Ein Teil der Arbeiter
war ſtets für beſonders radikal klingende Redensarten
ſehr empfänglich, aber die ganze deutſche Arbeiterklaſſe
war ſtets ſehr dafür empfindlich, wenn ultraradikale
Nebergeſchnapptheit ſich an ihren wirklichen leicht er-
kennbaren Intereſſen verſündigte. diediesmal die Unabhängigen zu einem Wahlerfolg ver-
halfen und nun ſehen, wie dieſer radikale Scheinerfolg
von den Feinden der Arbeiterklaſſe zu barem Gelde aus-

emünzt wird, dürften aus dieſer Erfahrung doch einiges
ernen.

Abbau der Wiederan'baupartel.
Am Sonntag ſpielte der zweite Akt des Dramas

„Regierungsbildung“. Nachdem die Unabhängigen, als
„Sieger von links“, durch ihre Ablehnung eine Links-
regierung zur Unmöglichkeit gemacht hatten, für die ſie
die Verantwortung vor allem vor ihren eignen Wählern
u tragen haben werden, war vorgeſtern die Reihe an
en „Siegern von rechts“, den dentſchen Volksparteilern.

Die Unabhängigen haben die Folgen ihrer arbeiter-
verräteriſchen Haltung, die das deutſche Proletariat und
die Errungenſchaft der dentſchen Revolution den Reak-
tionären in die Hände ſpielt, bereits zum erſten Male zu
tragen, wie das Landtagswahlergebnis vom Sonntag in
Mecklenburg zeigt. Bereits nach ſechs F3 hat es
einem Teile der unnbhängigen Gefolgſchaft des 6. Juni
gedàmmert, wohin die reine Negationspolitik der unab
bhängigen Führer die breiten Maſſen des werktätigen
Volkes unbedingt ſühren wuß. Ein Teil der Wähler,
die hei der Reichstagewahl der unabhängigen Fahne ge-
ſolgt waren, ſind bereits zurückgekehrt zur Sozialdemo-

aber iſt der Ungeiſt, zex ſie Kratie. Ob die Vernunft in der Gefolgſchaft dex Sieger
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wig raß t wird, nach demd e olkspartei bei der
erung? Jhr Führer, Herr Dr. Heinze,

ausfall entſtanden iſt. Einſtimmig kam die Teber-
zengung zum Ausdruck, daß für die Partei die Be

Drroung der tkeiligung an einer Regierung, die Elemente der Rechtswar aus Dresden in Berlin eingetroffen zur ſelben Zeit, parteien enthält, aus en iſt. Nachdem die Un-
als ſich im r des Parfeivorſtandes der Partei abhängigen es abgele haben, ſich an einer Regie-
vorſtand, der Parteiausſchuß und die e Frak- rung zu beteiligen, die den Schutz der Republik und
tion eingefunden hatten zu einſamer über der revolutionären Errungenſchaften der Arbeiter,
die Haltung der Partei nach usfall. W Angeſtellten und Beamten übernimmt, haben ſie die
dieſer Sitzung, die unverhältnism e kurz dauerte und
eine wohltuende ungewohnte Einmütigkeit zeigte, hatte

Dr. Heinze um werhngler 7 Beſp Wia r
egierun gebeten. o wu enoſſeſein viere und Paul Loebe bezeichnet. e Unter

redung ſelbſt, die abends um 716 Uhr im Hauſe des
Reichspräſidenten ſtattfand, war nur ſehr kurz, denn

die beiden beauftragten Genoſſen hatten nur der ein-
mütigen ung der Partei Ausdruck zu geben, daß
die Teilnahme an einer nach rechts erweiterten Koalition
für die ſozialdemokratiſche Partei nicht in Frage käme,
und dies ſowohl aus inner- und wie aus außerpolitiſchen
Gründen. r Sozialdemokraten können mit den
nationaliſtiſch gefährdeten Volksparteilern keine aus-
Big Politik machen und innerpolitiſch würde erſt
recht keine gemeinfame Grundlage für eine erſprießliche
Pineek im Sinne unſerer Weltanſchauung mit der

tinnes-Partei ergeben.
Damit war aber auch für Herrn Dr. Heinze ſeine

Aufgabe erledigt, die kaum die Reiſe gelohnt hat und der
Führer der Wiederaufbaupartei mußte raſcher wieder
abbauen, als er wohl ſelbſt geahnt hatte.

Der Reichspräſident hat nunmehr im Laufe des
Montag vormittag an den Führer der Zentrumspartei

errn Trimborn gewandt, der den dritten Akt des
rama klären ſoll. Ob er es zum Abſchluß bringt, iſt

noch mehr die Frage, und er ſcheint bei der Uebernahme
des Auftrages ſelbſt nicht zu optimiſtiſch geſehen zu haben;
wenigſtens hat er dem Reichspräſidenten ſeine großen
Bedenken geäußert, ob ihm die Aufgabe gelingen wird.
Denn nur eine rein bürgerliche Regierungsbildung
kommt für ihn in Frage, nachdem die ialdemokratie
auch zum Ausdruck gebracht hat, daß die bisherige Koali-
tionspolitik gegenwärtig nicht durchführbar wäre. Wird
Herr Trimborn Deutſchnationale und Demokraten in
einer Regierung treffen? Das wäre immerhin ein
intereſſantes Kunſtſtück, die Entſcheidung ſteht bei den

Re vurtel onferen;

Von der am in Berlin ſtattgefundenen
Sitzung des Parteivorſtandes, des Ausſchuſſes und der
r bringen wir von den Ausführungen des Reichs

ers Herm. Müller folgendes:
Er wies ein r r mit der DeutſchenBolksvartei zurück und vertrat die Auffaſſung, daß auch

eine Regierung aus den bisherigen Koalitionsparteien
keine tragfähige Mehrheit im Reichstag finden würde.
Er kam weiter auf die Situation zu ſprechen, in welche
die von der bisherigen Regierung angeſtellten ſozial-
demokratiſchen Beamten im Falle des Ausſcheidens der
Sozialdemokratie aus der Regierung kommen würden.
Keiner dieſer Beamten dürfe den Platz verlaſſen, ohne
daß er dazu gezwungen werde. Man müſſſe unter allen
Umſtänden die Poſten halten, ſchon für den Fall, daß wir
ſpäter gezwungen ſein würden, die Regierung wieder zu
übernehmen. Wenn es in der letzten Zeit geheißen
habe, daß der Reichspräſident keine Luſt mehr habe, im
Falle des Ausſcheidens der Sozialdemokratie auf ſeinem
Poſten zu verbleiben, ſo müſſe man von ihm verlangen,
daß er aus politiſchen Gründen das Opfer bringe, ſo
lange wie möglich auszuhalten.

Auf die Erklärungen des Reichsfanzlers folgte eine
ausgedehnte Ausſprache, in der Dr. David u. a. erklärte,
die Partei ſei unter allen Umſtänden gezwungen, unter
dem parlamentariſchen Syſtem aus dem Wahlausfall die
Konſequenzen zu ziehen. Darauf wurde folgender Be-
ſchluß gefaßt:

Reichstagsfraktion und Parteiausſchuß der ſozial
demokratiſchen Partei beſchäftigten ſich am Sonntag in
geheimer Sitzung mit der Lage, die durch den Wahl-

Verantwortung für eine Situation zu tragen, in der
nur die Bildung einer rein bürgerlichen Regierung
möglich iſt. Eine Fortſetzung der bisher betriebenen
Koalitionspolitik mit Zentrum und Demokraten wird
gegenwärtig als un lich betrachtet.“

u

Von der Konferenz wurden die Genoſſen Müller
und Loebe damit beauftragt, die Partei in den Ver-
handlungen wegen der Bildung einer Regierung zu ver-
treten. Sie begaben ſich nach Schluß der Sitzung zu
Herrn Heinze, der die beiden in Anweſenheit des Reichs-
tagsabgeordneten v. Kardorff empfing. Auf die Frage
des Herrn Heinze nach der Stellung der ſozialdemokrati-
ſchen Partei erklärte Gen. Loebe, daß jede Beteiligung
an einer nach rechts erweiterten Koalition abgelehnt
werden müſſe. Die Bildung eines Kabinetts nur aus
den Parteien der Linken ſei wegen der ablehnenden Hal-
tung der Unabhängigen unmöglich. Die Fortſetzung
der bisher betriebenen Koalitionsvolitik mit Zentrum
und Demokraten werde als unmöglich ebenfalls abge-
lehnt. Gen. Loebe fügte hinzu, daß es unſerer Partei
aus außen- und innerpolitiſchen Gründen nicht möglich
ſei, an ein gedeihliches Zuſammenarbeiten mit der Deut-
ſchen Volkspartei zu glauben, wobei ausdrücklich her-
vorgehoben wurde, daß irgendwelche Verſtimmungen
aus dem Wahlkampfe in keiner Weiſe mitſprächen.

Danach gab dann Dr. Heinze dem Reichspräſidenten
den Auftrag zur Regierungsbildung zurück und dieſer
beauftragte nun den Zentrumsabgeordneten Trimborn.

Kantsky zur inneren Lage.
Karl Koautski nimmt in der Wiener Arbeiterzeitung“ Stel

tung zur pol'tiſchen Lage in Deut'chland. Es iſt bezeichnend, daß
er, der Unabhängige. um ſeine Anſichten der Oeffentlichkeit zu
unterbreiten keinen Platz in der „Freiheit“ findet. Aus ſeinem
Artikel Was nun?“ überſchrieben, gehen wir zwei Abſätze w'eder.
Er unterſucht zunöchſt erſt welches Programm ſich die neuzubil-
dende Regierung der Arbeiterklaſſe geben müſſe. Er ſchreibt:

Es iſt darüber müſſen wir uns klar werden und danach
handeln leider noch nicht das einer ſofortigen Durchführung
des Soz'alismus, ſondern das einer Liquidierung des Krieges.
Der furchtbare Krieg mit den wahnſinnigen Friedensbedingungen
der Entente hat den Produktionsprozeß aufs tiefſte erſchüttert
Thn aufs raſcheſte in Gang zu bringen. iſt das dringendſte Gebot.
Sozialiſtiſche Produktion iſt aber nicht von heute auf morgen
durchzuführen darüber iſt ſich jeder klar, der eine Ahnung von
ökonomiſchen Dingen hat.

Sofortige Wiederherſtellung der Produktion heißt daher zu
nächſt ſofortige Wiederherſtellung der kapitaliſtiſchen Produktion.
Daran kann auch das ſtärkſte ſozialiſtiſche Wollen nichts ändern.
Das Proletarigt ſelbſt iſt bei blühender kapitliſtiſcher Produktion
beſſer dran als bei einem Sozialismus der unzureichend pro-
duziert Ein Kommunismus des Teilens, der Plünderung der
Reichen, vermehrt nur die Produktionsſtockung und den Mangel
an Produkten. Der Sozialiswus, der das Proletariat befreien
ſoll, muß mehr produzieren als der Kapital'smus.“

Dann unterſucht er alle parlamentariſchen Möglichkeiten einer
Kabinettsbildung und einer zuverläſſigen Koalitionspolitik, um
zum Schluß folgende Anſicht zu entw'ckeln:

So bleibt nur die dritte Alternative übrig; die einer rein
bürgerlichen, j reaktionären Regierung. Unſere unabhängigen
Freunde ſcheinen die Auslieferung des geſamten Staatsapparats
an die ärgſten Feinde des Prolctariats mit großer Gemütsruhe
zu erwarten. Schrecken ſie nicht die Spuren Ungarns? Proteſte
gegen den weißen Terror ſind eine ſehr ſchöne Sache. Protcsſte
beweiſen aber ſtets nur die eigene Ohnmacht. Angezeigter iſt es,
dem Gegner eine Machtpoſition nicht auszuliefern, als ihn auf-
zufordern, ſie zu be'etzen, und ſich dann zu entrüſten, daß er ſie
ſchonungslos ausnützt.

Und ebenſo leer wie Proteſte ſind Rekriminationen darüber,
daß die Rechtsſozialiſten an dem Erſtarken der Reaktion ſchuld
ſeien. Auch wenn das richtig wäre, was hier nicht werter unter
ſucht ſei, ſind die vergangenen Fehler anderer noch kein Freibrief
für die eigenen, die man zu begehen ſich an-chickt.

Nun tröſtet man ſich freilich damit. daß man ſagt: Sobald
die rein bürgerliche reaktionäre Regierung da iſt, wird ſie ſchon

III
Roman von Ludwig Anzengruber.

61. Fortſetzung.)

„Tu' dich nicht aufregen, der hochwürdige Herr ver-
ſammelt ſchon das Geſind'“!“

„Du bleis' bei mir, Joſef, du bleib' bei mir, auch vor
den Leuten, gelt ja, das iſt unſer neuer Brauttag, unſer
Brauttag.“

Der Pfarrer, der vor die Tür getreten war, führte jetzt
den Meßner und das Geſinde herein. Als er der Bäuerin die
eirchliche Tröſtung reichte, trat er ſelbſt nur einen Schritt
heran und vertrieb den Bauer nicht von ſeinem Platze, und
als ſie gingen, winkte er ihm mit ſtillem Gruße, zu bleiben.

Ueber eine Weile waren die Leute fort, die Bäuerin atmete
ruhiger, es löſte ſich ihre Hand, ſie war eingeſchlummert
Der Bauer trat leiſe von ihrem Bette zurück, ging nach
dem Tiſche und griff nach der Feder. Er hatte an Magda-
lene geſchrieben, wie es um ihre Mutter ſtehe und daß ſie
für dieſelbe beten ſolle. Jetzt fügte er noch hinzu, daß ſie
eben mit den Sterbeſakramenten verſehen worden ſei und
daß er ihr vom Grunde des Herzens vergeben habe.

Er beendete den Brief nicht, es ward ihm gar ängſtlich
in der Stube, er ſchlich hinaus nach dem Hofe und tat einige
tiefe Atemzüge.

„Jhre Reu' hat mir ſchier wehgetan,“ murmelte er. „Es es
iſt doch ein eigenes herzverſchnürend' Weſen um ſo ein
Sterbendes, wie bald und es ſoll nimmer ſein; da möcht'
man voreh' noch einmal den ganzen Herzinhalt vor ihm
ausſchütten, aber er will nicht ins Wort, bis es vorbei iſt,

und man behält das ganze für ſich, ungeſagt und ungehsrt.
O du mein Herr und Gott! Wie hilft ſich doch alles auf
der Welt ſo elendig durch, was geboren wird, bis es wieder
verſterben mugz! lt ja, müſſen wir uns allſamt recht-
ſchaffen erbarmen! Von der Lieb' ſoll mir keiner ſagen, die
ſucht ihren Grund und hat ihr Abſehen, das Erbarmen
fragt nicht danach, dem iſt genug, daß eines mit da iſt, das
Erbarmen unter einander, es iſt, noch das Beſte!“

Er horchte auf, wohl regte ſich nichts, aber er eilte mit
leiſen Schritten zurück an das Sterbelager ſeines Weibes.

Am frühen Morgen darauf machte ſich Florian bereit, die
verlaſſen.

„Wohin denn wieder,“ fragte finſter der Müller, „ſoll
das Herumſtromen nie ein Ende haben? Muß alle Tag' etwas
ins Werk, was du dir ausgeſonnen haſt, um meinen Namen
noch mehr zu verſchänden? Jmmer muß man in Angſt
ſein, daß du von einem Gange nicht mehr heimkehrſt. Sieh“
dich vor, du treibſt es arg, ſie werden dich noch erſchlagen.“

„Sei geſcheit, Flori, ich bitt' dich, ſei geſcheit,“ ſagte die
Mullerin.

„Sorg' dich nicht. Mutter,“ entgegnete der Burſche, dann
wandte er ſich an ſeinen Va er. „Wenn ſie mich erſhlügen,
ich klagte nicht darum, du weißt am beſten, was mir am Leben
liegen kann; nur zank' nicht, dazu haſt du kein Recht,
denn wie du warſt, werd' ich doch auch ſein dürfen!“

„Jch war nie ſo,“ brauſte der Müller auf.
„Mag auch ſein, daß ich es übertreib'; dafür iſt es dich

leichter angekommen, ich geb' mir Müh' dazu. Nun behüt'“
Gott!“

„Tu' mir's zuliebe,“ bat die Mäüllerin, „und bleib' nur
heut', den einen Tag, heim.“

„Heim iſt's langweilig.“
„Sag' wenigſtens, wohin du gehſt,“ begehrte der Müller.
„Ei, weiß ich's, wohin mich der Zufall bringt und meine

Füße tragen? Behüt' euch Gott!“
Fort war er. Die Müllerin blickte, wie Rat und Troſt

ſuchend, nach ihrem Manne, aber der ſtand ſelbſt wie ver
loren da.

„Es iſt ein Elend mit dem Jungen,“ ſagte er, „aber
wird ſich wohl geben, er treibt es mit zu viel Haſt und

Uebernehmen, und da muß er es bald müde werden und
klein beigeben.“

„Meinſt du
„Ei freilich.“
Florian ging durch das Tannenwäldchen, die Sonne ſtieg

eben herauf, jenſeits aber, als er über die Wieſe herunter-
kam, lag der Reindorferhof noch in Morgendämmer. Der
Knecht ſtand vor dem Tor, eine Magd kam herzugelaufen,
da nahm er die Pfeife aus dem Mund und unterließ es,
Feuer zu ſchlagen, er ſchickte ſich gerade an, der voraneilenden
Dirne langfam nachzufolgen, als Florian ihn anrief: „Nun,
was iſt's mit der Bäuerin

Der Knecht wies im Gehen mit der Pfeife nach dem
Hofe. „Sie ſtirbt eben,“ ſagte er leiſe.

„Schau einmal.“ Gleichgültig ging Florian der Straßema weiter Geſtern wäre ihm vielleicht eingefallen, daß

Kein Zvweifel, dieſe ger inn, undwenn es nicht anders geht, in dieſer Weiſe errungen wer-
den müſſen. Aber die politiſche Reife der für die Einigung maß-
gebenden proletariſchen Schichten Deutſchlands erſcheint dabei
nicht in gende Lichte. Denn das ſagt doch nichts anderes,
als daß die Einigung notwendig iſt, daß man ſich aber weigert,
das Vernünftige und Notwendige früher ins Werk zu ſetzen, ehe
man von den Gegnern dazu geprügelt wird.“

Der Aſzier als Nachtwächter
Anfang Dezember 1919 ſtand im „Dramburger

Kreisblatt folgende Anzeige:
Achtung! Vertrauensſtellung!

Ordentlicher Nachtwächterwird geſucht, geweſener Offizier bevorzugt.
Dom. Zadow, r Märk.-Friedland.

anöbrief, Gutsverwalter.
Aus der Sache wurde nichts, aber ſie hatte noch ein

Nachſpiel.
ling und des Generalleutnants von La Chevallerie
wurde der Gutsverwalter Landbrief e öffentlicher

i des Offizierſtandes angeklagt und vomSchöffengericht in Märk.-Friedland zu 100 Mark Geld-
ſtrafe oder 10 Tagen Gefängnis verurteilt. Außerdem
wurde den beiden Vertretern der „Offizierſtands-Ehre“
das Recht zugeſprochen, das Urteil auf Koſten des An-
geklagten im „Dramburger Kreisblatt“ und in der
m zu veröffentlſchen.In der Urteilsbegründung heißt es:

„Die An e hatte der Angeklagte, welcher Guts.
verwalter de utes iſt, einrücken laſſen. Sie
bringt zum Ausdruck, daß die Offiziere nach ihrer
Entlaſſung ſich dazu hergeben, die Stellung eines
Nachtwächter s einzunehmen. Wenn auch der
Beruf eines Nachtwächters als ein ehr-
barer gilt, ſo liegt doch darin, daß die Offiziere
zu ihm, wie geſchehen, in e u werden,
eine Ehrenkränkung des O zerſtandes,da die Offiziere im Leben eine hohe Stellung
einnehmen, während der Beruf des Nacht-
wächters zu den unteren gehört. Es liegt ſo-
mit eine Beleidigung im objektiven Sinne vor,
und zwar eine Beleiöngung des Offizierſtardes,
welcher auch nach Bildung der Reich swehn nych
beſteht; denn die Reichswehr iſt nur eine Fortſetzung
des früheren Heeres. Jn ihr ſind ebenſo wie früher
Offiziere vorhanden, die einen beſonderen Stand bil-
den. Wenn auch in jener Anzeige nur von geweſenen
Offizieren die Rede iſt, ſo iſt damit der ganze Offizier-
ſtand einſchließlich der aktiven und zur Dispo-
ſition geſtellten Offiziere getroffen. Zur Stellung
des Strafantargs waren daher der Oberſtleutnant
z. D. Sperling und der Generalleutnant und Kom-
mandeur der 4. Jnf.-Diviſ. (42. Reichswehrbrigade)
von La Chavallerie berechtigt.“

Dieſe Auffaſſung wirft auf die Klaſſenvorur-
teile der bürgerlichen Gerichte ſowie beſonders auf ihre
Beurteilung des Weſens der Reich swehr ein grelles
Schlaglicht. Wenn in der Urteilsbegründung erwähnt
worden wäre, daß ein Offizier auf Grund ſeiner bis-
her ausgeübten Tätigkeit für Nachtwächterdienſte wenig
geeignet ſei, ſo hätte ſich hiergegen kaum etwas ein
wenden laſſen. Die ausdrückliche Unterſtreichung der
Klaſſen gegenſätze aber ſowie die Hervorhebung
der hohen Stellung des Offiziers gegenüber der nied.
rigen des Nachtwächters zeigt ſich noch immer die alte
Befangenheit der Juſtiz und ihre Unfähigkeit, die Ar
beiter ihrer ſozialen Bedeutung entſprechend zu wür-
digen. Auch die Beurteilung, daß die Reichswehr nur
eine Fortſetzung des alten Heeres ſei, iſt eine
gänzlich irreführende; hier war wohl der Wunſch des
Gedankens Vater. Die Reichswehr ſoll eben nicht die
Fortſetzung des alten Heeres, d. h. ein Jnſtrument im
Dienſt der herrſchenden Klaſſen ſein, ſon-
dern ſie ſoll, aus dem Volke hervorgegangen, dew
Schutze des Volkes dienen. Allerdings ſtimmen wir
inſofern mit jenem Gericht überein, als die Reichswehr
noch heute eine weit größere Aehnlichkeit mit der Armee
Wilhelm s II. anufweiſt als uns lieb iſt.

die Sterbende Magdalenens Mutter war, aber heute „über-
kam es ihn nicht.“ Rein war der Himmel, und die Sonne
wird bald ganz heroben ſein und es diesmal redlich warm
meinen. Wer, der in friſcher Jugendkraft dem ſonnigſten
Tage entigegengeht, wird auch an das Sterben und an den
Tod denken?

Das kommt, da hat es noch lang hin!
Er ſchritt rüſtig aus, es war kein kleines Stück Weg

nach Zirbendorf.
17.

Da liegen die Häuschen erſt verſtreut, dann tun ſie ſich
zuſammen und bilden eine Gaſſe, von der hie und da ein
Gäßchen abzweigt, eines davon führt über Stufen zur Kirche
hinan, die über dem Dorfe inmitten des kleinen Friedhofes
ſteht. Ein Schreiner hat dort ſeine Werkſtatt, die Fenſter
nach den Hügeln und Kreuzen heraus, und man hört das lang-
gezogene Schleifen des Hobels. Die Uhr auf dem Türme
ſchlägt jede Viertelſtunde, zu beſtimmten Tageszeiten wird
auch die Glocke gezogen und da nehmen die Leute die Kap
pen ab und falten die Hände, mögen ſie weit draußen auf
dem Felde oder heim im Stalle oder Garten ſein. Jede
Stunde mißt ihnen die Uhr unter dem funkelnden Kreuze
zu, jede Stunde als Geſchenk des Himmels.

Wer zum erſtenmale ſo ein Dorf und ſeinen kleinen
Friedhof betritt und den Stundenſchlag gleichmäßig verhallen
hört über der kleinen, enggeſchloſſenen Gemeinde der Ver
ſtorbenen und der Lebenden, der könnte wohl meinen, die
letzteren überkäme, wie ein Segen aus der Höhe des Turme,
das Gefühl, das ihn beſchleicht, der all' ihrer Müh' und
Sorge ferne ſteht; ein Gefühl, allumgeben zu ſein von der
Zeit und dem Waltenden in ihr, eine Unmittelbarkeit des
Ewigen. Die liebe, lichte Erde ſcheint heraus getrennt aus
dem wirren Ganzen; in der Luft, die auf ihr laſtet, atmet
Andacht und jeder Atemzug erfüllt die Bruſt mit der Sicher
heit, in und mit allem gezählt und behütet zu ſein!

Es iſt ein Augenblick vergeſſender, unmittelbarer Gegen
wart, der den Wanderer erfreut, flüchtig wie dieſe; die Zeit,
ſie hat auch hier nie ſtille geſtanden, nur merkt er
ihre Spu nicht. Die Menſchen zur Stelle aber mahnt woh
der Stunbenſchlag und Glockenklang an etwas in und über
der Zeit, doch ſie hören es Tag für Tag, es wird gewöhn
lich, fie murmeln ihre Gebete, leiden unter dem Vergangenen

44 fürchten für die Zukunft.

Auf die Anzeige des Oberſtleutnants Sper-
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das Proketarigt in einer Welſe miſvax es ſich gegenſie uſammenſchließt und ſo endlich die rin innt.
Augen wäre ein
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Die UAnabhängigen, die dem Volke vor dem 6. Juni den Him-
mel auf Erden ochen haben, falls es unabhängig wählen

haben durch die Ablehnung der Aufforderung Hermann
üllers, ſich an der Regierung zu beteiligen, eine ungeheure

Schuld aus parteipolitiſchen Gründen auf ſich geladen. Sie wol-
len es natürlich nicht wahr haben, erklären vielmehr, daß ſie da
mit dem Willen ihrer Wähler gerecht werden und dem Sozialis
mus den beſten Dienſt erweifen. Hellm. v. Gerlach, ein guter
Freund der Unabhängigen, urteilt aber über dieſe Handlungsweiſe
inders. Er ſchreibt in ſeiner letzten „Welt am Montag“ über die

Folgen der ungabhängigen Abſtinenzpolitik folgendes:
„Denn wenn ſie auch jede Mitwirkung an einer Arbeiter

erung ablehnen, wenn ſie doktrinär ſtatt politiſch vorgehen, was
tritt ein? die Rechtsregierung mit all ihren Folgen: Säuberung
er Aemter von den 5aar republikaniſchen und ſozialiſtiſchen Ele
nenten, die hinein gebracht worden ſind. Rückwärtsrevidierung
der Steuer zu Ungunſten der breiten Maſſen, rein kapitaliſtiſche
Heſtaltung der Ernährungs- und Volksw'rtſchaft, chauviniſtiſche
Auslandspolitik, Stabiliſierung des reaktionären Militarismus
wie eines roche de bronze. Von allen Wirkungen der Rechts
regierung ſcheint mir dieſe letztere die Verhängnisvollſte. Jede
Hoffnung auf ein republikaniſches Heer müſſen wir begraben,
wenn die Reaktion ans Ruder kommt!“

So urteilt eine den Unabhängigen ſehr naheſtehende Perſön-
lichkeit über den Verrat dieſer Partei an der Republik und der
Arbeiterſchaft.

Schwierigkeiten bei den italleniſchen Annektionen.
Aus Rom kommen in den letzten Tagen verſchiedene

nen den über die Zuſtande in Albanien, das
von den Jtalienern militäriſch beſetzt iſt. Wir bringen
davon folgende Meldung: Der Aufſtand in Albanien
nimmt an Umfang zu. Die Ztaliener haben Santi
Quaranta, den Hauptſtützpunkt im Süden, geräumt.
Die Geſamtzahl der Aufſtändigen beträgt 3000 (7) unter
n Muſtapha Paſcha. Valona wird mit Hilfe der
Schiffsgeſchütze gehalten, jedoch werden aus den Kämp-
ſen in der Umegbung von Valonag 200 Offiziere, dar
unter zwei Oberſten, vermißt. Außerdem wurden in
Tepeleni 400 vom Haupttrupp abgeſchnittene Ftaliener
langen genommen. Endlich überſfielen Albanier ein
talieniſches Militärauto auf der Straße von Valoni

nach Santi Quaranta mit fünf Offizieren. Sie mar-
terten und blendeten den Hauptmann Opike, die übrigen
vier entflohen gänzlich unbekleidet. Darauf umzingelten
Carabiniere die albaniſche Gendarmerie in der Kaſerne
von Santi Quaranta und führten die r
e ab. Die Regierung hat die beiden komman-
ierenden Diviſionäre abberufen.

Dazu wird folgende halbamtliche Meldung der italie-
niſchen Regierung herausgegeben:

„Die Zwiſchenfälle, zu denen die Zurückziehung der
italieniſchen Truppen aus dem geſamten albaniſchen
Gebiet Anlaß gaben, trugen an ſich keinen ernſten Cha-
rakter. Es handelte ſich um kleine Scharmützel zwiſchen
irregulären Banden und italieniſchen Truvven. Jmmer-
r verraten dieſe Zwiſchenfälle die in Albanien vor-
errſchende Geiſtesverfaſſung, deren Beſonderheit nie-

mandem 27727 kann. Die albaniſche Bevölkerung
bekundet in der Tat italienfeindliche Gefühle aus einer
Reihe von Urſachen, unter denen an erſter Stelle der
niſcher und ſerbiſcher Elemente ſteht. Die italieniſche
ſchen Regierung und die Agitation griechiſcher, alba-
niſcher und ſerbiſcher Elemente ſteht. De italieniſche
Regierung hat in Athen und Belgrad Schritte getan.
um die dortige Regierung davon abzubringen, die Al-
banier gegen die Italiener zu unterſtützen. Aber man
darf wohl an der Wirkſamkeit dieſes Schrittes einige

hegen. Wie dem auch ſei, Jtalien kann es am
eſten der i überlaſſen, Albanien zu beweiſen, daß

es keine aufrichtigeren und uneigennützigeren Freunde
als die Italiener hat. Italien wird in Valona bleiben,
ür deſſen befeſtigtes Lager nichts zu befürchten ſteht
und kann, wenn erforvderlich, die jetzige Okkupations-
jone, die über 100 Kilometer hinaus geht, einſchränken.“

Die Geſandtſchaft in Berlin teiltmit: Nach der tſechoſlowakiſchen Regierungsverordnung
vom 21. Mai 1920 haben tſchechoſlowakiſche Staatsange-
hörige die in dem Geſetz näher angeführten Kriegs-
ſchäden, deren Vergütung nach den Friedensverträgen
in Betracht kommt, längſtens bis zum 30. Juni 1920 bei
dem tſchechoſlowakiſchen Kolulat ihres Wohnſitzes anzu
melden. Dortſelbſt kann Auskunft über die verforder-
lichen Belege eingeholt werden.

Verlängerung der Verordnung zum Schutze der
Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvollſtreckung. Der
Reichsbund der Kriegsbeſchädigten hatte in einer Ein-
gabe an den Reichsminiſter der Juſtiz auf Verlänge-
rung der Geltungsdauer der Verordnung zum Schutze
der Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvollſtreckung er-
ſucht. Bekanntlich läuft die Geltungsdauer am 30. Juni
ab, nachdem ſie ſchon einmal verlängert worden iſt.
Dem Erſuchen um Verlängerung iſt, wie der Reichs-
miniſter der Juſtiz dem Reichsbund der Kriegs-
beſchädigten mitgeteilt hat, dadurch Rechnung getragen
worden, daß die Verordnung bis zum 1. Januar 10921
in Geltung bleibt. Die Veröffentlichung der neuen
Verordnung wird demnächſt erfolgen.

Verhaftungen von Arbeiterführern durch die Fran
en. In Ludwigshafen, Worms, Mainz und Wies-
aden wurden mehrere Arbeiterführer verhaftet. Es iſt

bis jetzt noch nicht erſichtlich, ob der Grund hierzu in
politiſcher oder gewerkſchaftlicher Hinſicht zu ſuchen iſt.
Bis jetzt erſtrecken ſich die Verhaftungen nur auf Ge-
werkſchaftler, bei denen auch Hausſuchungen vorgenom-
men wurden. Es handelt ſich anſcheinend um eine Aktion
im ganzen franzöſiſch beſetzten Gebiet. Die Arbeiterſchaft
iſt ſehr beunruhigt.

6hicſa! der Zürkel.

Aus türkiſchſ 3 Kreiſen wird berichtet: Der
Lertrag von San Remo iſt ein Produkt des rein kapita
liſtiſch-imperialiſtiſchen Geiſtes, ein Mittel zu rü Htaigſer
ökonomiſ Ausbeutung. Es iſt dem Entente-Kapitalis
mus darum zu tun, neue Ausbeutungsgebiete zu gewinnen.
Was dieſe Art der ln den ern br ngt können
wir in Jndien und Aegypten ſehr deutlich ſehen. Gewiß be
ſitzen dieſe Länder jetzt mehr Eiſenbahnen

dewiß iſt ihre irtſchaft mit
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Mitteln ausgerüſtet, aber dies alles dient ausſchließlich zur
Vervollkommnung der kapitaſiſtiſchen Ausbeutung.

Den Anfang hat die engliſche Militärherrſchaft bereits
in Konſtantinopel gemacht. Dort wird ſeit der Beſetzung
jede freie Meinungsäußerung rückſichtslos unterdrückt.“ Die
türkiſchen Zeitungen ſtehen unter einer ſo ungeheuer ſtren-
gen Zenſur. daß ſie auf die Wiedergabe der Nachrichten aus
engliſchen Quellen ſich beſchränken und jeden Artikel, jeden
Kommentar unterlaſſen müſſen. Alle politiſchen und intel-
lektuellen Führer, die ſich nicht zu Agenten des engliſchen
Jmperialismus machen. werden verhaftet und nach Malta
geſchickt. Bei dieſen Verhaftungen geht das Militär auf
brutalſte Weiſe vor; z. B. mißhandelten die zur Ver-
haftung des radikal-demokrotiſchen Abgeordneten und Füh-
rers Diclal Ruri in ſeiner Wohnung erſchienenen engliſchen
Soldaten ſeine Familie derart. daß ſeine Mutter daran
ſtarb. Die Engländer töten ſyſtematiſch das geiſtige Leben
des Landes: jede Verſammlung ohne Ausnahme iſt ver-
boten, die Schulen werden von Militär beſetzt und eine nach
der anderen gezwungen. den Unterricht einzuſtellen. Die
Univefſität iſt von Kolonialtruppen beſetzt und alle ihre
Profeſſoren ſind in Malta. Die Engländer haben eine
Scheinregierung eingeſetzt und wollen den religiöſen Einfluß
des Kalifats für ihre imperialiſtiſchen Zwecke, für die Unter-
drückung der mohammedaniſchen Völker ausnutzen. Sie
haben bereits en „Fetwa“ erzwungen. wonach den Moham-
medanern die Bekämpfung der in Anatolien „gegen den
Kalifen“ kämpfenden Türken eine religiöſe Pflicht ſein ſoll.
Sie hoffen, damit die indiſchen Truppen, die nicht gegen
die Anatolier kämpfen wollen und ſchon oft zu dieſen über-
gegangen ſind. für ſich zugewinnen.

Wenn nach jahrzehntelangen Entbehrungen und Krie-
gen heute das türkiſche Volk in ſeiner übergroßen Mehr-
heit Landproletarier in Anatolien mit der Waffe in der
Hand weiterkämpft, ſo geſchieht dies nur, um ureigenes
türkiſches Land vor Fremdherrſchaft zu bewahren. Dieſes
gepeinigte Volk hat genug der Kriege, es denkt nicht daran

zu kämpfen. um Herrſcher in Meſopotamien, in Syrien oder
ſonſt in nichttürkiſchin Ländern zu ſein, es will aber Herr
im eigenen Hauſe bleiben. Wir verlangen auch vom ſozia-
liſtiſchen Stondrunkt aus, daß Smyrna und Adrianopel
türkiſch bleiben. da in dieſen Provinren, auch nach den Zeug-
niſſen der Ententefommiſſionen. die übergroße Mehrzahl der
Bey?lkerung türkiſch iſt. Wir wollen dieſe arbeitſamen
türkiſchen Bonern nicht einer haßerfüllten Fremdorrſchaft
preisgeben. Die Annerjion dieſer Provinzen durch Griechen-
land wird die Leidenſcheften aufpeifſchen. ſie wird eine
ſtändige Gefahr für den Frieden im Orient ſein.

Wenn wir die Politik der Entente aufs ſchärfſte ver
urteilen und die Sozialiſten aller Länder zu energiſchem
Vroteſt aufrufen. ſo ſind wir doch weit davon entfernt. die
Politik der herrſchenden Klaſſen in der Türkei gutzuheißen.
Aber die vol'itiſche Selbſtändigkeit iſt die Vorausſetzung für
den wirtſchaftſichen Befreiungskampf des Proletariats. Die
junge ſozigliſtiſche Bewegung in der Türkei würde durch eine
Fremdberrſchaft im Keime erſtickt und' damit der Zu-
ſammenſchluß, die Organiſotion der proletariſchen Klaſſe
die Vorbedingung ihrer Macht auf Jahrzehnte unmög-
lich gemacht werden.

Für die Türkei wie für alle unterdrückten Länder iſt die
wahre Befreiung ſchließlich nur durch den Sieg des inter-
nationalen Sozialismus möglich.

Die Reichsſchullonferen;.

Es wird zunächſt die Debatte über den Schulaufbau fortgeſetzt.
Kurz nach 81 Uhr eröffnet Unterſtaatsſekretär Schulz die

Sitzung und gibt von einigen Anregungen Kenntnis, die ihm zu
gegangen ſeien.

Lehrer Köſter-Hamburg: Wir müſſen das Kind von ſeinem
inneren Weſenskern aus zum Menſchen bilden. Die Grundſchule
iſt keine Vorbereitungsanſtalt für die höheren Schulen.
Aus den Ausführungen Dr. Binders ſpricht der ganze Hoch

mut des Philologen. Für die Uebergangszeit müſſen wir
mindeſtens eine ſechsjährige Grundſchule fordern

Direktor Grün weller-Rheydt: Bei der Verteidigung
unſerer höchſten und heiligſten Güter gehen wir Evangeliſchen
Handin Hand mit unſeren katholiſchen Brüdern.
Die Schulreform zertrümmert die chriſtl'che Schule.

Direktor Dr. Bolle-Karlshorſt: Wir dürfen nicht bei den
Extremen ſtehen bleiben, ſondern müſſen den Ausgkeich auf der
mittleren Linie ſuchen. Die gegen die fremden Sprachen Sturm
laufen, das ſind dieſelben, die den höheren Schulen den Vorwurf
des Nationalismus machen. Beifall rechts.)

Bezirksſchulrat Sendler: Wenn wir mit vorgefaßten Mei-
nungen an die Verhandlungen herantreten, dann ſind ſie über-
flüſſig. Die Simultanſchule iſt nicht nur eine politiſche, ſondern
auch eine Zweckmäßigkeitsfrage.

Direktor Gold hbeck-Verlin: Neben das Erlebnis muß die
ruhige, pflichttreue Arbeit treten. Wir können auch nicht auf
Autorität verzichten. Wir brauchen neben den künſtleriſch Ge
ſtaltenden auch geiſtige Schwerarbeiter. Es gibt ſo viele Wege zur
Humanität, wie es reine edle und echte Menſchen gibt. Wir ſind
den entſchiedenen Schulreformern für ihre Vorſchläge dankbar,
wir können ſie aber nicht annehmen, denn ſie führen zur Freiheit,
aber nicht zur Form.

Erziehungsdirektor Trüger: Muß auf dem Gebiete des
Unterrichts und der Erziehung denn reſtlos ſoziagliſiert werden?
Der Begriff der „Einheitsſchule“ iſt nicht aufrechtzuerhalten,
wir brauchen wirkliche Freiheit in der Vildungsarbeit und freie
Schulgemeinden auf dem Boden der freien Kirche und des freien
Staats.

Alfken (von der Freideutſchen Jugend) als
Vertreter der Jugend:

Die wenigſten von Jhnen ſind ſich der großen Verantwor-
tung. die Sie der Jugend gegenüber haben, bewußt. (Be
wegung.) Es iſt ein bedauerlicher Anblick, hier jeden Vertreter
das ihm von ſeiner Organiſation aufgetragene
Sprüchlein herſagen zu hören. (Stürmiſcher Widerſpruch
rechts.Whterſtaatsſekretär Schulz bittet, auch den erſten Vertreter

der Jugend zu Worte kommen zu laſſen. (Zuruf: Aber anſtändig
bleiben!)

Alfken (fortfahrend): Die Autorität in der jetzigen Schule
hat keine Verbindung mti den jungen Menſchen. Herr Dr. Binder
bezeichnete ſeine Schule als Schulbetrieb'“, er hat das rich
tige Wort dafür gewählt. Wer nicht verſtanden hat, daß es
gilt, aus dem Chaos Kosmos zu geſtalten, der hat ſeine Aufgabe
nicht begriffen. Mit dem „Lehrermaterial“, das in den
Schulen des alten Syſtems wirkt, kann die heutige Jugend
nichts anfangen. (Stürmiſcher Beifall links, Ziſchen rechts.)
Die Lehrer der neuen Zeit wollen von der Jugend ſelbſt ler-
nen. (Lebhafter Beifall links, Ziſchen rechts, Zuruf: Nun noch
einen Säugling!)

Unterſtaatsſekretär Schul z: Wir haben die Jugend hinzuge-
weil ſie bisher Objekt der Erziehung war. Daß

ugend noch nichttolerantiſt, das iſt ihr gutes
(Stürmiſcher Beifall links.) Jch wünſchte aber, daß dieie J

Recht.
und beſſere Wege, Verſammlung ſelbſt etwas Toleranz beſäbeſſeren ehniſhen l le ler Vertreter der Jugend
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die chriſtliche und nationale Vugendorganfſation): Es wäre eſgent.
lich mein Recht und meine Pflicht, in einer ſolchen Verſammlung
zu ſchweigen. Ich muß aber weil ich grund'ätzlich an
derer Anſicht hin als der Vorkedner. Unſere Schule und unſere
Lehrer ſind nicht ſo ſchlecht, wie es die entſchiedenen Reformer hin-
ſtellen möchten. Wir fordern die chriſtliche Jugend-
erziebung für alle, die eine chriſtliche Erzichung wünſchen.
Das entſpricht dem Begriff der wahren Freiheit. (Beifall rechts.

Oberlehrerin Dreci: Nur wenn die Gegenſätze überbrückt
werden, können wir zu gedeihlicher Arbeit kommen.

v. Albers ſpricht für die Kindergörten. Nur unter dem
Charakter der Freiwilligkeit können unſere Kindergärten und
ſeneet gedeihen. Die chriſtliche Kinderpflege hat viel Gutes ge
eiſtet.

Dr. Löäwenſtein: Die U. S. P. iſt nicht an der Bericht
erſtattung auf dieſer Konferenz beteiligt worden, obgleich ihre be
ſondere Stellung zu den Schulfragen anch der regierenden Oeffent
hätte bekannt ſein müſſen. Das Problem des Prole-
tarigts iſt nicht nur quantitativ, ſondern es hat auf kultvrellem
Gehiet einen guglitativen Charafter. Das Proletariat will eine
ganz neue Kulturwelt aufbauen. Dafür reichen die bis
herigen Inſtitutionen nicht aus.

Senator Grothe ſpricht für die Notwendigkeit der Hilfs-
ulen.

Prediger Tſchirn (für die freireligiöſen Verbände): Hier
müßte etwas vom Geiſt Fichtes herrſchen. Die ſozialen Klüfte
müſſen überbrückt werden aber das religiöſe Moment durch
ſchneidet wie ein Schwert die Einheitsſchule. Die Schule darf nicht
das Objekt im Streit der Parteien ſein.

Lehrer Gansberg Bremen: Der Lehrplan und das Lehr-
verfahren der Volksſchule iſt ktindheitsgemäßer als in der höheren
Schule. Darym wollen wir die Jugend mindeſtens ſechs Jahre
gemeinſam in der Volksſchule zuſammenhalten. Alle großen päda-
gogiſchen Forderungen der Gegenwart ſind von der Volksſchule
ausgegangen.

Prof. v. Harnack-Berlin: Wir müſſen verſuchen, uns
gegenſeitig zu verſtehen. Der eindeutigſte Entwurf für die Ein
heitsſchule iſt der von Tews. Unſer Bildungsweſen ſoll nach
feinem Willen nicht einem Rangierbahnhof gleichen, auf dem einige
Gleiſe in die weite Welt führen, andere nur bis in die Vororte
und andere gleich in den Schuppen. Bildung iſt eine Einheit.
Wiſſenſchaft und Bildung Wie dasſelbe, die Wiſſenſchaft iſt nur
eine Linie zur Bildung. Wir brauchen Schulen der Lebenskunde
und wir brauchen Schulen der Wiſſenſchaft.

r wollen ein Volk werden, ſo umfaſſend wie das menſch-
liche Leben und ſo tief wie die menſchliche Not. (Stürmiſcher
Beiftll.)

Auf Lyzealdirektor Voß folgt Tews mit einem äußerſt
ſebendigen und wirkyng vollen Bekenntnis zum Neuen. Mit dem
Begriff des a ſchichtlich Gewordenen iſt unendlich viel M'ßbrauch
getrieben. Wir wollen gern Lebendiges übernehmen. aber wir
laſſen die Toten ihre Toten begraben. Wir Alten können uns
vielleicht nicht mehr umſtellen, aber wir haben die Jugend. laſſen
wir ſie handeln. Wir wollen gerade die Mannigfaltigkeit in
Schulen hineintragen, wir wollen keine Schabloniſierung. Die
Kloſſenſchule myß zuſammerhrechen, wie der Klaſſenſtaat zu
ſammengesrochen iſt. Wir wollen in den Volksſtaat hineinkommen,
darym brauchen wir eine Volksſchule.

An Stelle von Direktor Karſen erhält für die entſchiedenen
Schulreformer Profeſſor Oeſterreich das Schlußwort. Wir
wollen die Lebens'ſchule, die Arbeitsſchule, oder um mit Löwen-
ſt ein zu ſprechen, die Produkt'onsſchule ſchaffen. Die Arbeit
hierfür muß in Verſuchsſchulen geleiſtet werden. Wir würden uns
freuen, wenn man unter unſere Arbeit dereinſt das Wort ſetzen
könnte Dieſe Männer waren Sämänner einer Volkspädagogik.“
Auf Oeſtereich folgt Profeſſor Dr. Binder-Stuttgart, der ſich
als Proteſtant zu dem Mönchsideal des Entſagenlernens bekennt.
Er will dem Ich will!“, das Du mußt!“ entgegenſetzen. Er
wehrt ſich krampfhaft gegen den Vorwurf des Standes und Kaſten-
geiſtes, den man der höheren Schule mache, unter dem ſtetig wach-
ſenden Widerſpruch auf der Linken.

Als letzter Referent ſpricht vor der Mittagspauſe Oberſtudien
rat Dr. Kerſchenſteiner.

Am Schluſſe dieſer Debatte über die Einheitsſchule konnte
Unterſtaatsſekretär Schul z mit Recht auf die erfreuliche Höhe n-

mittagsdebatte hinweiſen. Leider ſank die Nachmittaga
d batte über den Arbeitsunterricht zum großen Teil wieder auf
die Niederungen des Redeſtroms vom erſten Nachmittage herab.

Kurz nach 114 Uhr eröffnet Miniſter Koch wieder die
Sitzung. Zur Froge des Arbeitsunterrichts gibt Profeſſor Na
torpe Marburg als erſter Referent tiefſchürfende und geiſtvolle
philoſophiſche Ergönzungen zu ſeinem gedruckt vorliegenden Refe
rat. Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch, wie wir ihn erlebt haben
und noch erleben werden, ſetzt einen geiſtigen und ſittlichen Zu-
ſammenbruch voraus. Jn unſerer unſäglichen Not kann uns nur
ein vollſtändiger Neubau helfen. Die Einheitsſchule der bürger-
lichen Reformer iſt aber nicht mehr als eine geiſtige Planwirt-
ſchaft. Wir brauchen ſchaffende Arbeit, die unſer Volk ſcheinbar
verlernt hat. Die Berufung auf das bewährte Alte“ höre ich
nun ſeit 50 Jahren. Bildung iſt der Weg zur Naivität, ich bin
gegen jede Uebertätigkeit, das Alte ſtürzt von ſelbſt. Der Weg,
der uns zur Schule der Zukunft führt. heißt Genoſſenſchaft der
Arbeit. In ihr wird das Problem der Führerſchaft gelöſt. Volks-
ſchule ſoll Schule zum Volke, Einheitsſchule Schule zur Einhete
ſein. Religion w'll gelebt ſein und nicht gepaukt.

Als zweiter Referent gibt Privatdozent Dr. Seidel Zürich
einen Ucberblick über die geſchicht liche Entwicklung der Ein
gal'ederung der Handarbeit in die Erziehung. Seine Leitſätze gip-
feln in folgenden Gedanken: Die ſchöpferiſche Handarbeit iſt die

ſchöpferiſche Geiſtesarbeit iſt anch Handarbeit.
richt lehrt die Jugend, die Arbeit, die Arbeitserzeugniſſe und die
arbeitenden Menſchen lieben und achten. Das ſind die Grund
mauern ſozialpolitiſcher Sittlichkeit.

Als dritter Referent gibt Profeſſor Kühnel- Leipzig die
praktiſchen Wege an, die uns dem Jdeal der Arbeitsſchule näher
kommen laſſen. Er warnt insbeſondere vor dem Zwang zum
Stillſitzen in der Schule, vor Ueberſchätzung der Haus-
arbeit und vor der Abſchätzung der Bildung nach dem theore-
tiſchen Wiſſen. Unſere Schule iſt wie ein altes Klavier, das
durch Generationen hindurch liebevoll erhalten wird, auf dem
ober keiner mehr muſizieren kann. Wir brauchen in den einzelnen
Ländern beſondere Referate für die Arbeitsſchule, eine Preſſe
zentrale im Reich und ein Zentralinſtitut für die pädagogiſche
Forſchung.

Unterſtagtsſekretär Schulz teilt mit, daß von einer Reihe
von Teilnehmern der Wunſch ausgeſprochen ſei, nicht während
der Kirchzeit am Sonntag zu tagen. Er ſchlägt deshalb vor, heute
bis 5 Uhr und am Sonntag von 1124 Uhr zu tagen und bittet
unter dem ſebhaften Widerſpruch der Linken von einer Diskuſſion
über dieſe Anregung abzuſehen. So wird denn die heutige Sitzung
zu ein geſchlagenen geiſtigen 8-Stundentag und es beginnt ſo-
gleich die Diskuſſion, zu der 35 Redner vornotiert find.

Davon kommen zu Worte Oberbür iſter Dominicus-
Schöneberg, Prof. Töl le-Dresden, Dr. Kaweroni-Berlin,
Rektor Seinig-Charlottenburg, Bürgermeiſter Luppe-
Nürnberg, Dr. Adrign-Stargard, Frau Helene Sumpert,
Schulinſpektor G ötz- Hamburg, Schulrat Weige- Amberg und
Prof. Dr. Schwarz- Greifswald. Bis auf die beiden letzten
ſprechen ſich alle mehr oder weniger warm für die Einführung des

ist Vogel cnr
Arbeitsunterrichts aus.

11 UhrSchluß der Sitzung 5 Uhr. Nächſte Sitzung
der Diskulüsn Aber den

lage und die praktiſchen Ergebniſſe dieſer Vor

Grundlage aller materiellen, geiſtigen und ſittlichen Kultur. Jede
Der Arbeitsunter
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Geherſchoftſiges
Der internationale Soptott gegen Ungarn.

An die Arbeiter e Länder!

Der Jnternationale Gewerkſchaftsbund hat beſchloſſen, vom
20. Juni an Ungarn zu boykottieren und jeden Verkehr mit dieſem
Lande völlig abzubrechen.

Es iſt nun beinahe ein Jahr her, ſeit die ſogenannten „ord-
iungsliebenden Elemente“ in Ungarn die Reglerung ergriffen
haben. Von dieſem Augenblick an wurde die

zu ſein, um ins Gefängnis geworfen zu werden; eine anonyme
Denunziation iſt hinreichend, um verſchleppt und in ein Gefange-
nenlager geirerri zu werden.

Bereits zu Beginn dieſes Jahres befanden ſich in den Ge
fangenenlagern in Hajmasker 9000 Männer und Frauen, Cſepel

Salgegerſzeg 2400, Eger 2000, Cegled 3000 und Komarom
Sandberg 2000. Jnsgeſamt wurden 50 000 Männer und Frauen
gefangen genommen. Die Gefängniſſe in den Städten ſind über-
füllt, die Gefangenen den graufamſten und raffinierteſten Mar-
tern ausgeſetzt. 5000 Arbeiter waren bereits zu Beginn dieſes
Jahres zum Tode verurteilt“. Tauſende und Tauſende wurden
ohne jegliches vorheriges Prozeßverfahren von den Offiziers-
band n ermordet. Tauſende ſterben langſam an Hunger, Unter-
ernährung und Krankheit dahin. Die reaktionären Offiziersdera-
hements ſind allmächtig. Wer in ihre Hände fällt, iſt verloren;
ihre Schlachtovfer werden gemartert und ſchließlich totgeſchlagen.
Fs iſt vorgekommen, daß die Unglücklichen bei lebendigem Leibe
alpiert ihnen Arme und Beine entzweigebrochen oder daß ſie

gezwungen wurden, ihre eigenen Exkremente zu eſſen oder Men-
ſchenfleiſch zu verzehren. Männer wurden kaftriert, anderen ihre
Geſchlechtsteile mit Steinen zermalmt. Alle dieſe Fälle ſind nach
gewieſen und durch Zeugen unter Eid feſtgeſtellt.

Männer und Väter wurden vor den Augen ihrer Frauen und
Kinder gemartert und getötet. Frauen und Mädchen vor den
Angen ihrer Männer und Väter geſchändet. Tagtäglich ver-
ſchwinden Männer und Frauen aus der kämpfenden Arbeiterſchaft,
und man findet ſie nur wieder als Leichen. ermordet, erſchoſſen,
r gpelt, ertrunken und oft in der fürchterlichſten Weiſe ver-
ſtümmelt.

Der Internationale Gewerkſchaftsbhund hat gegen dieſe Greuel
bei der ungariſchen Regierung ſowohl wie beim Oberſten Rat des
Völkerbundes proteſtiert und verlangt. daß Maßregeln ergriffen
werden, um all dieſen Greueln ein Ende zu machen. Dieſer Schritt
blieb erfolglos. Der weiße Terror herſcht nach wie vor in Un-
garn. Der Oberſte Rat des Völkerbundes kann oder will offenbar
nicht den nötigen Druck auf die ungariſche Regierung ausüben.
Die Regierung ſelbſt will die Greuel in ihrem Lande nicht zügeln
t läßt ſie entweder geſchloſſenen Auges geſchehen oder er-
mutigt ſie.

Aus offiziellen Dokumenten der ungariſchen Regierung. die
ſich im Beſitze des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes befinden,
geht hervor, daß die Regierung die R'chter anſpornt, die Ge-
fangenen zu verurteilen. auch wenn keine genügenden Beweiſe
für das, was man in Ungarn „Schuld“ nennt. vorliegen und auf
das „Unſchädlichmachen“, d. h. die Ermordung der ins Ausland
geflüchteten Arbeiterführer Prämien geſetzt hat in der Höhe von
20 000 bis 250 900 Kronen.

Alle dieſe Tatſachen find bekannt und erwieſen. Die Regie-
rungen, denen ſie bekannt ſind, ſind nicht gewillt, einzugreifen und

S weißenfels
Ardeltergruppe der ſtädtiſchen

Fortbildungsſchule.
Die Sckhnulaufnahme aller männlichen Jugendlichen, die

Oſtern 1920 die geſetzliche Bolksſchulpflicht beendigten und
n Weißenfels

in Arbeit ſtehen,
jleichviel ob ſie in gewerblichen bezw. kaufmänniſchen, tech
niſchen oder induſtriellen Betrieben von einem Arbeitgeber
oder den eigenen Eltern beſchäftigt werden, findet

Sonnabend. den 19. Juni, nachmittags 2 Uhr
in der Beuditz-Vo ksſchu'- Turnhalle ſtatt.

Die Arbeitgeber und Eltern werden gebeten ſür vünkt
liches Erſcheinen der Aufzunehmenden zu ſorgen. Bei der
Aufnahme iſt das Arbeitsbuch und das Schulentlaſſungs
zeugnis vorzulegen.

Die Arbeitgeber, welche btsher die Anmeldung nach
WMaßoabe der Bekanntmachung vom 23. Ap il 1920 und
1. Mai 1920 unier ießen. erſuchen wir zum letzten Male.
zunmehr der For:bi dungsſchule

1. Zu und Vorname, 2. Geburtstag, 3. die Wohnung
hier oder auswärts, 4. die Beſchäftigungsart des jugend
lichen Arbeiters ſchriſtlich anzugeben.

Weißenfels, den 14. Juni 1920.

t frohlocken vieneicht, daß die Arbelterbewegung Ungarns nieder

geſchlagen und ermordet wird.
Der Jnternationale Gewerkſchaftsbund übernimmt die Auf-

gabe der Regierungen und ruft die Arbeiter aller Länder auf, ab
Sonntag, den 20. Juni, jede Arbeit zu verweigern, die dem Un-

des weißen Terrors direkt oder indirekt zugute kommen
würde.

Ab Sonntag, den 20. Juni, darf kein Zug die ungariſche
Grenze paſſieren, kein Schiff in Ungarn einfahren, kein Brief, kein
Telegramm von oder nach Ungarn weiterbefördert werden. Der
gonze Verkehr muß ſtillgelegt werden. Keine Steinkohle, keine
Rohſtoffe, keine Lebensmittel, kein Brief und kein Telegramm
dürfen mehr ins Land.

Während des Krieges hat die herrſchende Klaſſe in den krieg-
führenden Ländern ihre Gegner mit der Waffe des wirtſchaft
lichen Boykotts bekämpft. Nach dem Krieg gebrauchte ſie dieſelbe
Waffe und trachtet. ſie weiter anzuwenden, um die ungariſche Ar-
beiterbewegung zu erdroſſeln.

Der Jnter nationale Gewerkſchaftsbund ruft die Arbeiter aller
Länder auf, nunmehr dasſelbe Mittel anzuwenden, um dem Blut-
regime der ungariſchen Regierung Einhalt zu gebieten und Leben
und Freiheit von Tauſenden und Tauſenden Genoſſen in Ungarn
zu retten.

Genoſſen Transportarbeiter, Sceleute, Eiſenbahnarbeiter und
Beamte, Poſt und Telegraphenangeſtellte, Arbeiter aller Berufe,
leiſtet alle wie ein Mann dem Ruf des Jnternationalen Gewerk-
ſchatfsbundes Folge

Verrichtet ab Sonntag, den 20. Juni, keinerlei Arbeit mehr
für Angarn!

Gegen den weißen Terror der proletariſche Boykott!
Hoch die internationale Solidarität!

Der Jnternationale Gewerkſchaftsbund:
V. A. Appleton, Vorſitzender.

L. Jouhaux, C. Mertens, Vizevorſitzende.
Edo Fimmen, J. Oudegeeſt, Sekretäre.

Bei den heutigen Verhandlungen über den Aufruf haben ſich
die Vertreter der Vorſtände der Verbände der Eiſenbahner, der
Maſchiniſten und Heizer, der Transportarbeiter und der Arbeits

gemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände für die Durchführung des

Herausgabe oder Lieferung von W
Reichsausgleichsamis anzumelden.

Boykotts gegen Ungarn erllärt. Der Vorſtand des Deutſchen
Veamtenbhundes. der gleichfalls zu der Sitzung eingeladen war,
hatte keinen Vertreter entſandt.

Berlin, den 11. Juni 1920.
Vorſtand

des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes.
C. Legien.

Vermiſchtes.

Der Todesſchrei des Sohnes.
Cin in Grimshy wohnender Schiffer namens Tom Lax wurde,

fo Berichten Londoner Blätter, vor einiger Zeit mitten in der
Nacht von ſeiner Frau geweckt. Sie ſaß aufrecht im Bett und
erzählte. weinend und vor Schreck zitternd, daß ſie deutlich ge-
hört habe, wie eine Stimme rief: „Mutter! Mutter! Das
Waſſer iſt ſo kalt!“ Und ſie ſah deutlich ihren Sohn, der im Waſſer
ſchwamm und üch an einem Wrachſtück feſthielt. Das Zimmer
war ihrem Blick entſchwunden, und ſie ſah nur das brauſende
Meer vm ihren Sohn. Der Sohn Toms war 19 Jahre alt. Er
war Seemann und an Bod des Dampfers Diver“, der zwei Tage,
beror Frau Lax das unheimliche G ſicht hatte. ausgelaufen war.
Am ſelben Morgen erzählte Tom Lax den eigentümlichen Fall
mehreren Hafenbeamten, und lange, ehe man ſichere Nachricht
erhielt, ſagte man in Crimsby, „Diver“ ſei untergegangen. Vor

einigen Tagen kam nun die amtliche Meldung, daß Diver“ auf
eine Mine geſtoßen und mit Mann und Maus untergegangen ſei.

Originelle Hreiratsanzeigen.
Jn einem New Vorker Blatt ſuchte kürzlich ein Mann nach

einer Frau, die weder jung. weder ſchön noch reich zu ſein
brauchte, die aber mindeſtens 6 Fuß 7 Zoll, al'o etwa 2 Meter
groß ſein müßte. Ein anderer ſuchte als Begleiterin durchs
Leben eine Witwe, deren erſter Mann entweder Kidängt oder im
elektriſchen Stuhl hingerichtet worden ſei, da er keine Lobgeſänge
guf den erſten Mann ſeiner Frau hören wollte. Jn einem eng
liſchen Blatt fand ſich vor einiger Zeit folgende Anzeige: „Zwegs
Ehe wird eine Dame ge'ucht, die mindeſtens 50 Jahre alt iſt.
Die Betreffende muß taubſtumm ſein, Muſik, Kinder und Hunde
verabſcheuen und darf nicht dem Genuß ſtarker Getränke frönen.“

Die Baptiſten wollen die Jndianer zipiliſieren. Ein groß-
angelegtes Werk der inneren Miſſion planen die nordamerikani-
ſchen Baptiſtengemeinden zugunſten der Jndianer, die von der
amerikaniſchen Ziviliſation bisher recht ſtiefmütterlich behandelt
worden ſind. Die Hilfsaktion der Vaptiſten wird ſich nicht auf
den Bau von Kirchen beſchränken, ſondern ſie will vor allem auch
durch Gründung von Schulen und Werkſtätten die wiſſenſchaftliche
Bildung der Jndianer fördern und ſie daneben zu einem berufs
tätigen Leben erziehen. Nach den Mitteilungen, die kürzlich in
einer Baptiſtenver ſammlung gemacht wurden, können von den
336 000 in Nordamerika lebenden Jndianern nur 75 000 leſen odet
ſchreiben. Richt mehr als ein Viertel der Jndianerbevölkerung iſ
zum amerikaniſchen Bürgerrecht zugelaſſen und weniger als
100 000 können ſich in engliſcher Sprache verſtändlich machen.

Wiriſchoftlltes.
Ueberplanmäßiger Grubenholzeinſchlag. Um den Wieder

aufbau der heimiſchen Wirtſchaft zu fördern, einer drohenden
Brennſtoffnot und der damit verbundenen Verſchwendung des
Holzes als Brennholz vorzubeugen. hat der preußiſche Landwirt
ſchaftsminiſter Genoſſe Braun die Regierungen angewieſen, unge-
achtet aller entgeg nſtehenden Schwierigkeiten noch im Wirt'chafts-
jahre 1920 400 000 Feſtmeter Grubenholz aus den Staatsforſten
zur Verfügung zu ſtellen. Das Holz iſt ausſchließlich und allein
dem heimiſchen BVergbau zuzuführen.

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Reis in der Talamtſchule, am Mitte

woch, den 16. Juni 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 68 001 bis
72 0900 vormittges von 8--12 und die Jnhaber der Nummern
72 001 bis 77 000 nachmittags von 2—6 Uhr. Es kann an jede
Perſon eines Hausbalts 6 Pfund zum Preiſe von 3,50 Mk. ab
gegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abge
zähltes Geld iſt bereit zu halten.

a neVerſammlungs Kalender
c S

Donneretag, den 7. Juni, im Reſtaurant HohenMerſ eb Ung. zollery* Mitgliederverſammlung. Tagesordrung:

1. Was lehrt uns der Aus ſang der Wahl. 2. Erſatzwahlen. 3. Par
teiangelegenheiten. Das Erſcheinen ſfämtlicher Mitg ieder iſt erwünſcht.
g Mi ſwoch den 16. Juni. abends 8.30 Uhr. Vorſtands u.Delitzſch. Fraktions“ tzung im Parteilokal. Vollzähliges Erſcheinen

eAnmeldung von in Eſſaß-Lothringen beſchlagnghmten sSparguthaven.

Nach einer vom Reichsminiſter für Wiederaufbau erlaſſenen Bekanntmnachut
(Reichsgeſetzblatt Nr. 94, S. 761 u. ff.) ſind Geldforderungen alſo nicht etwaige

ertpapieren uſw. umgehend bei der zuſtändigen Stelle des
Die Pflicht zur Anmeldung einer Forderung wird dadurch

nicht ausgeſchloſſen, daß die Forderung bereits bei einer anderen Stelle angemeldet iſt.
Für die Anmeldung zuſtändig ſind u. a.

die Hauptſtelle in Berlin für
den Regierungsbezirk Magdeburg,
burg, Wernigerode, Stadt und Landkreis Halberſtadt;

die Zweigſtelle in Leipzig für
den Regierungsbezirk Merſeburg;

die Zweigſtelle in Weimar für:
Sachſen- Altenburg uſw. und den Regierungsbezirk Erfurt;

die Zweigſtelle in Braunſchweig für
Anhalt und die zum Regierungsbezirk Magdeburg geh
Quedlinburg, Wernigerode, Stadt und Landkreis Halberſtadt.

Die Anmeldung hat unmittelbar an die bezeichneten Stellen auf einem gedruckten Anmelde-
bogen zu erfolgen, der bei der Hauptſtelle und den Z
bei ſämtlichen Handelskammern unentgeltlich bezogen werden kann.

Magdeburg, den 14. Juni 1920.
Abwicklungsintendantur IV. Armeekorps.

ng vom 30. 4. 20

mit Ausnahme der Kreiſe Oſchersleben, Quedlin-

örenden Kreiſe Oſchersleben,

weigſtellen des Reichsausgleichsamts ſowie

StadtIheate
Mittwoch. d. 16 Juni 20,
Anf. 7 Ed. v. 10 Uhr
Die bürger vonCalals

Donnerstag:
Tartüft.

unbedingt erſorderlich.

Zum letzten
Male:

Der fidele Gauner,

Mit Paul Beckers
in der Hauptrolle.

Mittwoch. den 16 Juni
Gaſtſpiel von

fritx Tuurm- San

dis 1. Male:
jo Erbtante“

Poſſe i. 3 Akt. H. Trell
„HundehändlerLehmann

Paul Beckers
„„Aurora Knuſch“

Fri Thurms Silva
Vorverk. 9- 1u. 5--7 Uhr

h

z00! z00!Heute Dienstag, 7 Uhr abends

Extra Konzert

e Anſprüche auf

O feimgaſ a on
Schneidermeiſter, Steg 19

empfiehlt ſich zu
allen vorkommenden

in
eeeIDI: 2

Der Magiſtrat.
Zuckermarken für Gewerbetreibende

De Zuckernarken für Monat Juli werden an die
Zaſtwiriſchaften. Kond toreien und Apoth ken gegen Vor
egung der Kartoffelkarte des Betriebsinhabers

am Sonnabend, deu 26. Juni von 7--12 Uhr
n der Markenausgabeſtelle, K'oſterſtr. 8 verabfolgt. Pünkt
iche Abholung wird Leſoncers zur Pflicht gemacht.

u e

Der Magiſtrat. Lebensmittellamt.

n e e e h h e eBei Störungen u. Stockungen der Blutzirku-
ſation gebrauchen Sie ſoſort ſeits die jeit vielen
Jahren erprobten

„Frehar““, extraſtark.
Erhöhte, beichleunigte Wirkſamkeit durch Dovpel-

9 flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar- Pulver
oder Frebar-Tee.Weißenfels. den 24. Juri 1920. 4 iheken. Drogerien und einſchlägigen Geſchäſften. Haupt
devots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15;
Depot, Leipzigerſtr. 11; E. Kertzſcher, Leipgerſtr.
Ecke Poſtſtraße E. Klappenbach, Gr. Ulrichſtr. 41,

echten Menfitruationstropfen

Erhältlich in allen größeren Apo

Sanitas

e e

für Cewerſschafſsfeste,

Rinder-, Garten und Volksfeste
emofiehlt Stocklaternen Fackeln
mit Lichte. Tragstäbe. Grlanden
u. sonstige Kinder- Belustigungs-,
Geschenk- und Verlosungsartikel

Paul Lanqye,
Merseburgerstr. (68 neben Apollo- Theater.

ausgeführt von der Kapelle
des RVeichswehr-Landesjäger-Regts. Nr. 32.

Leitung Obermuſikmeiſter Willi Büchner.
Eintrittspreiſe:

Erwachſene 1 Mk., Kinder 0,50 Mk.

Mittwoch den 186. Juni, von 3 6 Uhr nachmittags

Grosses Kinderfest.
Konzert. Reigenſviele für Mädchen unter Aufſicht von
Kindergärtner nnen. Preisſchießen Tau'tehen uſw. für

R c SAbt Preistückganges

W Zeitungen Kilo 1 Mk. S
M Pücher Kilo Pf.
W gitpopier 30

gen 9Lumpen, Sochzeng, alte Papterſäcke m
2 zu hohen Tagespreiſen.

7 2Franz Halle, v
V Fehlrohprodukte, 2

Breiteſtraße 6. Telephon 4377. S
Koſtenloſe Abholung bereitwilligſt.

zahle ich immer noch für

2
Fraueuſtimmen

Beiträge der ſozigldemo-
kratiſchen Volksvertrete-
rinnen zu den Zeitfragen

Preis 2.75 Mark
und 20 Teuerungszuſchlag,.

Verlag der Volksſimme,
Beſtellun en nehmen auch alle Austräger

Dieſe Form nur 5.50 Mk.
Dauerwäſchevertrieb

Kl Berlin. rein
J

ß ſoſ ch

Er Ulrichſtraße 27
allen Preislagen
H. Krasemann
nur Schmeerstr. 19.

entgegen

—7DDZDZJ

Seilerwaren
Bindegarn, Hank,

Bindfäden. Rohr, Bürsten,
Besen, Peitschen,

Polstermittel
Garne Zwirne Stofke.

Wunsch &kaps
Gross- u. RKleinhandel
L. -Wuchererstr. 1a.

Fernruf 5572.

M. Waltsgott Nachf. Gr. Ulrichſtraße 30. Knabe ony u. Eſelreiten und Fal en, KaſperleW 1 Steinweg 46/47, Fritz Speet, h h Thenter Rahe der Kwdet wit Ruſn h
roße Ulrichſtraße 63.

General vertrieb 33 Eintrittspreiſe:PRARMACOPIA, Seriin C. 19, Walſtraße 26 Wävche Reparaturen Erwachſene 1 Mk., Kinder 0,50 Mk.

a u J an UVhrenübernimmt bei ſolider Aus mim Aus führung u normal. Preiſen rſehen von Lerner, Atren- 7Leinen ReporaturWerkſtatt

Neu! ten Er. Steinſtraße s nd faſt (gegenüber Barſüßerſtraße'.
all. Formenam Lager. n erstklassige deutsche Fabrikate, wie:

Walddorf-Astorla, Zuhan. Kosmos, Lyra,
vVenldze, KRassato usw., ferner:

arren I. Baurhtann
gibt nur an Wiederverkäufer ab zu

neuen Original -Fabrikpreisen.
Lagerbesuch lohnend und erwünscht

Wilhelm Hüther, Halle S.
Bernhardystr. 24, II. kein Laden.

Gegr Undet 1910 Grosshandelserlaubnis-

Holz waren.
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Halle, Dienstag, 15. Juni 1920.

PartelAngelegenheiten.
bezirksvorſtand, Ortsvorſtand und Preßkommiſſion.

Am Mittwoch, abend 146 Uhr, in WilsdorfsHeſellſchaftshaus, Karlſtraße, eneinſwaſtühhe
ßitzung.

Funktionärſitzung.
Mitwoch abend 8 Uhr im gleichen Lokale. Eintritt

W M rtionärausweis Beſondere Einladungen

Aus dem Studttreis..
Halle. 15. Juni 1920

Das zehnmal teurere Prinzip.
Wieder einmal erlebte unſer Stadtparlament einen

„hochpolitiſchen“ Tag. „Linke“ und „Rechte“ des Hauſes
platzten aufeinander und beſonders die Unabhängigen,
die faſt alle verfügbaren „Kanonen“ ins Feld führten,
beleuchteten ihre politiſche Weisheit mit grellem Licht.
die Vorlage, um die man ſich biß kaum der Rede wert,
denn das Objekt betrug nur 4000 Mk. Wegen dieſer
lächerlich Summe (man jongliert bei uns im
Stadthaus ſonſt faſt immer nur mit ſechs und ſieben-
telligen Zahlen) verſchwitzten die Stadtväter und mütter
zwei volle Stunden und der Effekt war, daß dieKorlage angenommen wurde und nun wieder ein ganz
unſcheinbares Pöſtchen in der Rechnung des ſtädtiſchen
Haushaltsetats geworden iſt. Wie aus dem Bericht
hervorgeht, handelt es ſich lediglich darum, ſoll die Stadt
freiwillig 4000 Mark oder ſoll ſie 40 000 Mark zahlen?
Die Urſache iſt bei beiden Summen die gleiche. BeideWege führen zu demſelben Punkte. Die Etade muß für
die beſchädigten Mitglieder der Einwohnerwehr zahlen,
da ſie auf Grund des Tumultſchadengeſetzes dazu ver
pflichtet iſt. Der Unterſchied iſt nur, daß die kleine
Summe freiwillig gezahlt werden ſoll, während die Stadt
zur Zahlung der er Summe gezwungen werden
kann. Wer nun aber mit natürlkcher Logik folgerte, daßdie Sitzung der Einwohnerwehr einſtimmig die kleine
Summe zuwies, der irrte ſich ganz gewaltig und hatte
eben nicht die unvermeidliche Prinzipienreiterei der
Unabhängigen mit in Betracht gezogen. Trotzdem
doch gewiß jeder einzelne halliſche Bürger zu den Aus-
gaben der Stadt ſteuern muß, alſo auch die Anhänger der
l. S. P. ein Intereſſe daran haben, den gemeinſamen
Stadtſäckel nicht allzuſtraff zu belaſten, wollten die
U. S. P.-Vertreter lieber 40 000 Mk. gezwungen zahlen,
als 4000 Mk. freiwillig geben. Welch ſonderbare Kon
ſequenz dieſe Strategen beſitzen, geht aus der Begrün-
dung ihrer Stellungnahme hervor. Sie wollen danach
nicht, daß die Stadt 4000 Mk. für dieſe Gegenrevolu-
tionäre zahle. Ja, aber für wen müßte dann die Stadt
bei Durchführung der unabhängigen Jdeen die um
36000 Mk. größere Summe zahlen? Doch auch nur für
deſe ſelbe Wehr! Schließlich iſt die unverſtändliche
Stellungnahme wohl wie ſchon ſo oft, in der Minorität
der U. S. P.- Fraktion ger den anderen Vertretern
zu erklären. Es iſt eben zu ſchön, wenn man nicht der
verantwortliche, ausſchlaggebende Teil iſt, auf Grund
deſſen die prinzipienfeſteſte Oppoſition treiben kann und
in geſchickter Ausnutzung all dieſer Vorgänge lediglich
nur „aus dem Fenſter“ heraus zu reden braucht. Unſere
Fraktion, die bei der ausſchlaggebend iſt,kimmte den 4000 Mk. zu und ließ die 40 000 Mk. fahren
die nun trotz der liebevollen Berückſichtigung durch die
Unabhängigen in dem Stadtſäckel weiter ruhen dürfen.
i übrigen Punkte waren von weniger großer Be-
eutung.

öltung der Stadtverordneten am Montag, den 14. Jun.
Der ſtellv. Vorſitzende Keil (Dem.) eröffnet die Sitzung und

gibt mehrere Eingänge und Geſuche bekannt. Der Ortsausſchuß
für Jugendpflege bittet um finanzielle Unterſtützung durch die
Stadt. Das Geſuch wird dem Sozialen Ausſchuß überwiesen.

Die Sozialbeamtinnen haben ein Geſuch eingereicht, nach
m ſie um Anrechnung früherer Dienſtzeit und um die Verleihung
es Beamtoencharakters bitten. Die zwölfjährige Wahlzeit des.
Herrn Stadtrats Frenzel als beſoldetes Magiſtratsmitglied
louft am 4. Dezember 1920 ab. Mit 35 von 59 abgegebenen
Stimmen wird er wiedergewählt: 24 Zettel waren unbeſchrieben.
Stv. Günther (Unabh. gibt eine Erklärung ab, daß ſich

eine Fraktion der Stimme enthält, in Zukunft aber Berückſichti
gung der unabhängigen Fraktion bei Beſetzung der beſoldeten
Stadtratsvoſten fordert.
Zur Neurenovierung der Cholerabaracke Böllbergerweg 116,

die dem Jugendamt zur Verfügung geſtellt worden iſt, werden die
erforderlichen 10 000 M. bewilligt.

Einem vorgeſchlagenen Landaustauſch, bei dem ein Grund-
cksinhaber in der Burgſtraße an die Stadt 11837 M. zahlen
muß. wird zugeſtimmt.

Zur Peſchaffung von Ausſtattungsſtücken für das Nahrungs-
nittelunterſuchungsamt werden 4500 M. bewilligt.

Da ſich die Vergitterung der Kellerfenſter des Verwaltungs-
bäudes notwendig macht, ſollen hierzu die nach vorgelegtem
Koſtenanſchlag erforderlichen Mittel in Höhe von 10 000 M. aus-
Eworfen werden.

Für die Umbauarbeiten in den alten Gebäuden des Alters-
ind Pflegeheims werden auf Antrag der Stadtbaudeputation zu
en ſchon genehmigten 94 400 M. 272 600 M. nachbewilligt.

Es wird beſchloſſen, die im Leihamtsgebäude noch verfüg-
baren Räume zu Amtszimmern für die ſtädtiſche Verwaltung ein-
richten. Die erforderlichen Mittel in Höhe von 115 000 M.
ſollen dem Fonds zur Einrichtung von Kleinwohnungen ent-
ommen werden. Die Ausführung dieſes Umbaues erſcheint be
Mders deshalb ſehr angebracht, weil durch die damit ermög
ichte Unterbringung von Verwaltungen, die bisher in Privat
Kuſern eingemietet waren, in dieſen eine größere Anzahl Fami-
ienwohnungen freigemacht würden.

Aus finanziellen Gründen wird beſchloſſen, dem Zentral-
usſchuß der

Einwohnerwehr
e von ihm vor einiger Zeit ſchon gezahlte Prämie für
Infall. und Haftpflichtverſichreung in Höhe von 4000 M. zu er-
latten. Bekanntlich wurde in einer im September vorigen
Hhres ſtattgefundenen Sitzung der Belgln gefaßt, dieſe Ver
Herungen nicht zu übernehmen. Der Magiſtrat hat dieſen Be
hluß gebrochen und ſolgende Begründung afür abgegeben:

„Die hieſige Einwohnerwehr hat ihre Mitglieder gegen
Unfall, Todesfall und Haftpflicht auf Grund des vorgelegten
Merkblattes bei der Reichsverſorgungsanſtalt für Einwohner
wehren verſichert und dafür 4000 M. Prämie bezahlt.
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Gelegentlich der Märzunruhen hat ſie laut Verluſtliſte
4 Todesfälle und 14 Fälle von Verwundungen darunter zwei
ſchwere erlitten. Hierfür hat die Reichsverſorgungsanſtalt
bereits in 7 Fällen Entſchädigungen von zuſammen 15 380 M.
geleiſtet. Die Höhe der Geſamtentſchädigung wird auf 30- bis
40 000 M. geſchätzt.

Jn gleicher Höhe dürfte die e auf Grund derbeſchoſſenen Selbſtverſicherung Entſchädigungen zu leiſten haben.

Es iſt daher von außerordentlichem Vorteil für die Staodt-
gemeinde, wenn ſie durch Zahlung der Prämie von 4000 M. die
Ablöſung der durch Sel h übernommenen Verpflich-
tung zur Entſchädigung der vorliegenden Unfälle erreicht.
Vorausſetzung iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Einwohnerwehr
mit dieſer Regelung für abgefunden erklärt.“

Wie vorauszuſehen war, entſpann ſich um dieſen Punkt eine
längere Debatte, in der die Unabhängigen ayf die Einwohner-
wehr ſehr heftige Angriffe richteten. An der Ausſprache, die ſich
immer weiter ausdehnte und immer neue,' weit ab vom eigent-
lichen Thema liegende Gebiete ſtreifte, beteiligten ſich u. a. die
Stvv. Hildebrandt, Keil, Balke, Minner, Bo-witzki, Bock, Frau Krüger, Gen. Müller und Dür-
feld ſowie der Bürgermeiſter Seydel.

Stv. Hildebrandt rügt, daß man hier an Geſchädigte
zahlen will, die keinen geſetzlichen Anſpruch haben.

Frau Krüger frägt, was aus den Opfern werden ſoll, die
unter den Folgen des Putſches ſehr ſchwer zu leiden haben. Sie
führt eine ganze Reihe Zahlen an, die die Not der Betroffenen
treffend zeigen.

Gen. Müller führt aus, daß der Gedanke, eine Einwohner-
wehr zu ſchaffen, erſt auf Grund der fortgeſetzten Beunruhigung
unſeres öffentlichen Lebens durch Tumulte uſw. aufgekommen iſt.
Der reaktionäre Kurs in der Einwohnerwehr wurde ja nur da
durch möglich, daß die Unabhängigen durch ihren Boykott die
freiheitlich Geſinnten hinausdrängten.

Stv. Bowitzki ſtellt die Anfrage an Bürgermeiſter Seydel,
ob ihm bekannt iſt, daß die Einwohnerwehr noch immer heſtehe,
über zahlreiche Waffen verfüge und Schießübungen abhält, wäh-
rend doch auf Grund des Erlaſſes vom Reichspräſidenten und
Oberpräſidenten Hörſing Einwohnerwehren aufzulöſen ſind.

Bürgermeiſter Seydel antwortet, daß ihm vom weiteren
Beſt rn der Einwohnerwehr nichts bekannt iſt.

en. Dürfeld bemerkt noch, daß die Verſicherung der Ein
wohnerwehr im Haushaltsausſchuß abgelehnt worden ſei, da dieſe
nicht mehr beſtehen dürfen. Zugleich ſtellt er gegen die Behaup-
tung des Stv. Bowitzki feſt, daß Genoſſe Müller nicht geſagt hat,
die Einwohnerwehr ſei gegen die Unabhängigen errichtet worden,
ſondern gegen Tumultanten und Plünderer. Nach einer Erklä-

rung des Vorſitzenden, daß es lediglich bei der Bewilligung der
geforderten Summe auf eine Entſchädigungspflicht der Stadt auf
Grund des Tumultſchädengeſetzes ankommt, wird der Antrag an-
genommen.

Die Stadt und die Erhebung einer Steuer für
Fernſprechteilnehmer.

Nach dem Geſetz betr. Telegraphen- und Fernſprechgebühren
vom 8. Mai 1920 haben die Fernſprechteilnehmer zum Ausbau
des Fernſprechnetzes einen einmaligen Beitrag von 1000 M. für
jeden Hauptanſchluß und von 200 M. für jeden Rebenanſchluß zu
leiſten; die Zahlung des Beitrags iſt Vorbedingung für die Be
laſſung der beſtehenden und die Herſtellung neuer Anſchlüſſe. Die
Zahlung des Beitrages kann einmalig oder, wo das wiriſchaft-
liche Bedürfnis vorliegt, in vierteljährlichen Raten von 250 M.
erfolgen. Jn beſonderen Fällen bleibt dem Reichspoſtminiſter vor
behalten, die Zahlung auf einen längeren Zeitraum auszudehnen.
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1920 in Kraft. Jeder Fern-
ſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis 15. Juni 1920
zum 30. Juni 1920 zu kündigen. Der einmalige Beitrag iſt bei
Anſchlüſſen, die bis zum 1. Oktober 1920 aufgehoben werden,
nicht zu entrichten.

Jn der ſtädtiſchen Verwaltung einſchließlich der Betriebs-
werke und der Außendienſtſtellen ſind 98 Hauptanſchlüſſe
und 299 Nebenanſchlüſſe vorhanden. Der einmalige
Beitrag berechnet ſich auf 98 X 1000 98 000 M., und 290 200
S 58 000 M., zuſammen auf 156 000 M.

Es wird beſchloſſen, von der Kündigung von Haupt und
Nebenanſchlüſſen der ſtädtiſchen Dienſtſtellen an das Fernſprech-
netz abzuſehen und die einmaligen Beiträge zum Ausbau des
Fernjprechnetzes an die Reichspoſt und Telegraphenverwaltung in
Höhe von rund 156 000 M. abzuführen. 8Mit Rückſicht auf die Bedeutung, die die Fernſprechanſchlüſſe
für den Dienſtbetrieb haben, hält der Magiſtrat eine Einſchränkung
nicht für angängig. Die Zählung der Geſpröche an zwei ver
ſchiedenen Tagen hat ergeben, daß keine Anſchlüſſe entbehrlich ſind.

Einem Weichenſteller wird ein jährliches Ruhegehalt von
3099,69 M. bewilligt.

Da durch Verordnung der Reichsregierung die Einkommens-
grenze für die Krankenverſicherungspflicht auf 15 000 M. erhöht
worden iſt. wird beſchloſſen, das Ortsſtatut betr. die Kranken-
fürſorge für die ſtädtiſchen Beamten ſowie für die Lehrer und
Lehrerinnen an ſtädtiſchen Schulen wie folgt zu ändern

„Jm 8 1 iſt ſtatt „5000 M.“ zu ſetzen „15 000 M.“.“
Es wird beſchloſſen, den Steuererhebern und Vollziehungs-

beamten im Steuererheberdienſt für Mehrleiſtungen infolge der
ſchwierigen Verhältniſſe des Erheberdienſtes und der in der Jetzt-
zeit damit verbundenen Ausfälle an Gebühren eine einmalige
Entſchädigung von 590 M. für die ſtändigen Beamten und 300 M.
für die derzeitigen Aushilfen im Erheberdienſt des Haushalts-
planes zu zahlen. Die Koſten betragen 14 900 M.
Eine weitere Millionenansgabe für die ſtädtiſchen Gas

und Waſſerwerke.
Zwecks notwendiger Neubeſchaffungen und Ergänzung vor-

hendener Betriebseinrichtungen für das ſtädtiſche Gaswerk, die
heſtimmt ſind, die Sicherheit des Betriebes ſowie die Wirtſchaft
lichkeit ſeiner Anlagen zu fördern, werden 550 000 M bewilligt.

Desgleichen machen ſich für die ſtädtiſchen Waſſerwerke im
Intereſſe der Sicherſtellung der Betriebe ſowie der Förderung
ihrer Wirtſchaftlichkeit Erweiterungen und Beſchaffungen not-
wendig, die einen Koſteraufwand von 500 000 M. erfordern. Auch
dieſe Summe wird bewilligt.

Für eine „Wilhelm Roux-Stiftung“ ſollen auf Antrag des
Magiſtrats 10 000 M. bereitgeſtellt werden. Die Zinſen ſollen
nach näherer Beſtimmung des Profeſſors Roux zur Honorierung
wiſſenſchaftlicher Preisarbeiten zur Verfügung ſtehen.

Der Magiſtrat betrachtet die Dotierung der Stiftung mit dem
angegebenen Betrage als eine Ehrenpflicht der Stadt angeſichts
der weltbekannten Bedeutung des großen Forſchers.

Kleine Vorlagen
Zu den Koſten der Zentralheizung für die im Grundſtück

Salzgrafenſtraße 2 für das ſtädtiſche Arbeitsamt gemieteten
des Vereins für Volkswohl wird ein Zuſchuß von 4900 M.
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Ueber den Antrag des Bundes Deutſcher Architekten, Landes
bezirk SachſenAnhalt, für die geplante techniſche Abteilung des
Wohnungsamtes einen Vorſteher aus den ihm angehörigen Krei-
ſen der freiſchaffenden Architekten zu wählen, entſpinnt ſich eine
längere Debatte, in der verſchiedene Redner erklären, daß eine
Teilung 3 Wohnungsamtes gegenwärtig völlig undiskutabel iſt.

Stv.- Minner (Dem.) wendet ſich e daß neue Be
amte angeſtellt werden &77 und weiſt darauf hin, daß jetzt, wo
in der Stadt die Bautätigkeit darniederliegt, die ſtädt. Baurüſ
bei ver ev. Beſetzung der techniſchen Abteilung in Frage komme
Der Antrag auf Teilung des Wohnungsamtes wird abgelehnt.

Die Kettenbrecher.

Als Herr Dr. Heinze, der Führer der Deutſchen Volkspartei,
einem Rufe des Reichspräſidenten folgend, am Sonntag von Dres-
den in Berlin eintraf, um dort zum Zwecke der Regierungsbil-
dung mit den Führern der Sozialdemokratie in Perhandlungen
einzutreten, wird er wohl genan ſo erſtaunt geweſen ſein, als der
mit politiſchen Urteil begabte Bürger der Reichshauptſtadt. Der
Wahlklkreis Berlin ſeiner Partei hatte wohl zu ſeinem Emp-
fang an den Litfaßſäulen rieſige Plakate ankleben laſſen, auf
denen zwei derbe Fäuſte eine rote Kette zerbrechen. Um dieſes
Symbol rankt ſich in dicken Lettern das Sprüchlein:

Von roten Feſſeln macht uns frei
Allein die Deutſche Volkspartei.

Seit 8 Tgen gaben ſich die „Wiederaufbauſieger“ bis tie
in die Reihen der Deutſchnationalen alle Mühe, die Sozialdemo
kraten zu einer gemeinſamen Regierung an ſich zu ketten Herr
Heinze macht deshalb beſonders die Reiſe von Dresden nach Ber-
lin und hier wird ſchreiend ihm und dem Volke verkündet, daß
die Ketten geſprengt werden müſſen. Dieſe folgerichtige“ Poli-
tik verſtehe, wer mag. Wir können uns das verlegene Lächeln
vorſtellen. das über Herrn Heinzes Züge glitt, als ihm Genoſſe
Löbe als Unterhändler der Sozialdemokratie am Sonntag dieſes
Sprüchlein rezitierte. Die Berliner Parteikreiſe der Deutſchen
Volkspartei hielten wohl die Plakate für ſo ſchön, daß ſie ſie auch
noch ruhig nach dem Wahlkampf verwandken und ſinnig taten ſie
es gerade an dem Tage da die Verhandlungen zwiſchen ihrer
Partei und der Sozialdemokratie ſtattfanden. Oder ſollen dieſe
Plakate der Vorbote einer neuen Reichstagswahl ſein, weil auch
die Volksparteiler einſehen, daß ihr Sieg einen lebensunfähigen
Reichstag geſchaffen bat

Wohnungsnot und Hausverkauf.
Das Wohnungsamt teilt mit:
Der preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt hat auf eine An-

frage, ob ſich die Verpflichtung zur Anmeldung freiwerdender
Wohnungen auch auf die Hauseigentümer beziehe, die ihre Woh-
nung im eigenen Hauſe dem Kävfer des Hauſes, alſo dem neuen
Hauseigentümer, einräumen wollen, dahin entſchieden, daß ſich
die Anzeigepflicht auch vet ſolche Fälle erſtreckt. Er bezeichnet
es als nicht angängig, daß die Hauseigentümer von den Vor
ſchriften über die öffentliche Bewirtſchaftung der Wohnungen
ausgenommen werden. (II. 6. Nr. 1525 vom 28. April 1920.)

Hiernach hat kein neuer Hauseigentümer mehr das Recht,
ohne weiteres eine etwa in
Wohnung zu beziehen, vielmehr wird die Wohnung wie alle übri-
gen durch das Wohnungsamt neu beſetzt. Ausnahmen können nur
in beſonderen Fällen nach vorheriger Prüfung und Genehmigung
durch das Wohnungsamt zugelaſſen werden und beiſpielsweiſe
nur dann, wenn der betr. Wohnungsanwärter als dringend woh-
nungsbedürftig anerkannt iſt.

Jngendarbeit des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten
und Hinterbliebenen.

Die 3000 Mitglieder zählende hieſige Ortsgruppe hat nunmehr
auch eine Jugendarbeit aufgenommen, die unter ſachkundiger Lei-
tung des Kam. Vogel, früherer Jugendpfleger der hfeſigen
Jugendhilfe, ſteht und von einem Stabe Helfern und Helferinnen,
meiſt aus den Reihen des Reichsbundes, getragen wird. Die
Organiſation dieſer Jugendarbeit ſoll die geſamte ſchulpflichtige
und ſchulentlaſſene Jugend der Kriegsopfer erfaſſen, in erſter
Linie aber den Kriegerwaiſen dienen, um den Kriegerwitwen das
ſchwere Erziehungswerk der Kinder zu erleichtern. Da hat ſich
z. B. die Einrichtung bewährt, daß Kriegsbeſchädigte nach An-
leitung des Kam. Vogel ſich der beſonders gefährdeten Kinder
der Witwen annehmen und für den ſo notwendigen männlichen
Erziehungseinfluß ſorgen. Ein ſchönes Beiſpiel treukamerad-
ſchaftlicher Hilfe unter den Kriegsopfern.

So konnte man am vergangenen Sonntag, morgens 7 Uhr,
uf dem Hallmarkt eine ſtattliche Kinderſchar, teils von den Müt-
rn begleitet, ſich ſammeln ſehen, die dann unter fröhlichem Ge-

ſange und Mandolinenſpiel in die Heide zog. Hier teilte man die
j50 Kinder noch dem Alter und Geſchlecht in einzelne Gruppen
Nach einer Frühſtückspauſe auf dem grünen Waldboden, erklang
dann der Wald wider von dem fröhlichen, befreienden Lachen
der Kinder, die ſich in flotten Spielen einmal nach Kindesart
austobten. Preiſe in Geſtalt von guten Jngendſchriften wurden
für die einzelnen Wettkämpfe verabfolgt. Man ſah nur lachende
Kindergeſichter, von denen das Wandern und Spielen im Freien
auch die Bläſſe vertrieben hatte. Die Jungen ſuchten den väter-
lich- freundlichen Einfluß der Kameraden, den ſie ja nach Vaters
Tode im Kriege immer entbehren müſſen. Der Anfang war ver-
heißungsvoll. Mit dem verlangenden Rufe der Kinder „das
machen wir bald wieder einmal“ ſchied man um die Mittagsſtunde
voneinander. Der „Reichsbund“ hat durch die Aufnahme der
Jugendarkeit nicht nur ſeinen Mitgliedern. ſondern auch der
Oeffentlichkeit bewieſen, daß er hier am richtigen Flecke zugefaßt
hat und m'ithelfen will, eine der ernſteſten Fragen dieſer Unglücks
zeit, die Jugendfrage, zu fördern.

Die weiteren Veranſtaltungen der „Reichsbund-Jugend“ wer
i Vereinsanzeiger des lokalen Teiles dieſes Blattes ange-
kündigt.

Auswanderer Vorſicht. Das Paſſage- und Reiſebüro von
Alexander Schnell in Mannheim erbietet ſich in Zeitung
anzeigen zur Vermittlung der Platzbelegung auf den Paſſagier
dampfern der holländiſchen und ilalieniſchen Schiffahrtsgeſel!
ſchaften, ſowie der nordiſchen und ſämtlicher anderer Linien
Ferner werden koſtenloſe Auskünfte über alle Fahrangelegen
beiten, Paßvorſchriften und anderes, ſowie die Erledigung ſän
licher zur Zeit möglichen Vieſa in Ausſicht geſtellt. Schnell, ein
vielfach vorbeſtrafter Menſch, beſitzt nicht die nach
S 11 des Auswanderungsgeſetzes vom 9. Juni 1898 erforderliche
Erlaubnis zum Vertriebe von Schiffahrtskarten. Die Erteilung
der Erlauhnis iſt ihm unter anderen deswegen verweigert wor
den, weil Tatſachen gegen ihn vorliegen, welche ſeine Unzuverläſ-
ſigkeit in Beziehung auf den Geſchäftsbetrieb eines Schiffahrts-
agenten dartun. Troy der mangelnden Erlaubnis vertreibt Schnell
Fahrkarten an Auswanderer und verlangt für ſeine Tätigkeit
hohe Proviſionen. Wegen der dem Reichswanderungsamte be-
kannt gewordenen Fälle iſt Anzeige erſtattet worden. Es wird
oebeten. in gegebenen Fällen Auswanderungswillige vor dem
Geſchäftsverkehr mit Schnell dringend zu warnen.

Stellenvermittler und ausländiſche Wanderarbeiter. Den
gewerbsmäßigen Stellenvermittlern iſt durch Verordnung des
Präſidenten des Reichsamts für Arbeitsvermittlung, die am
15. d. M. in Kraft tritt, jede Tätigkeit zur Vermittlung
gus ländiſcher Wanderarbeiter unterſagt. Wer
dieſem Verbot zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 10 000
Mark beſtraft. Wer als Arbeitgeber ſelbſt oder durch einen Beauf
tragten oder wer im Auftrage oder zugunſten eines Arbeitgebers
einen ausländiſchen Wanderarbeiter zur Löſung eines Dienſt-
verhältniſſes zum Zwecke des Eingehens eines neuen Dienſtverhält
niſſes in dem eigenen Betriebe oder in dem des Auftraggebers
oder des hegünſtigten Arbeitgebers auffordert, wird, wenn darauf-
hin die Löſung des Dienſtverhältniſſes erfolgt, mit Geldſtrafe bis
zu 10 000 Mark beſtraft.

Die Rückwandererhklfe hat heute an den Anſchlagſäulen tn
Plakat andringen laſſen und bittet um de Beachtung. Die
Rot der Rückwanderer iſt groß. Bei ſämtli halliſchen Vanken

und Zeitungsredaktionen liegen Sammelliſten gus.

ſeinem Grundſtück freiwerdende
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Vem z Jnvalidenmarken. Vom 1. Juli1920 h um 10 und 5 Mark erhöht. aber
vom 1. Auguſt d. J. an auch die Jnval'denbeiträge. Die Wochen
beiträge, die bis her 18, 29. 34, 42 und 50 Vfg. betrugen, ſie be
tragen vom 1. Auguſt an in Lohnklaſſe I 90 PVfg., Lohnklaſſe II
100 Pfa. Lohnklaſſe TIT 110 Vfg., Lohnklaſſe IV 120 Pfg., Lohn-
e V 140 Pfg. Die Beiträge mußten bedeutend erhöht werden,

l ſonſt nicht die Rentenzulagen erhöht werden konnten.
Poſtaliſches. Die neuen Ausführungsbeſtimmungen zum Ge
etze vom 6. Mai 1920. betreffend Telegravhen- und Fernſvrech-
zebühren (R. G. Bl. Nr. 103 S. 894). werden vorausſichtlich erſt
in der vorletzten Woche des Juni nach Zuſtimmung des Reichs-
rats veröffentlicht werden können. Den Jnbaßern von Fern-
ſprechnebenanſchlüſen, von Anſchlüſſen gußerhalb des 5 Km.
Kreiſes und von RNebentelegraphen und heſonderen Teleoraphen,
deren Gebühren zum 1. Juli durch die neuen Ausführungs-
beſtimmungen erhöht werden, wird ein außergewöhnliches Kündi-
gungsrecht bis 25. Juni zum 30. Juni eingeräumt. Der im
Geſetz vom 6. Mai feſtgeſetzte einmalige Beitrag für die Fern-
ſprechanſchlüſſe (1000 Mark für Hauptanſchlüſſe. 200 Mk. für
Rebenanſchlüſſe) wird erſt am 1. Oktober fällig. Die Teilnehmer
werden ſeiner Zeit zur Zahlung beſonders aufgefordert werden.
Die Beträge können durch Ueberweiſung mittels Peſtſchecks oder
durch Einzahlung bei den Poſtkaſſen entrichtet werden.

„Porto für Anſichtskarten.“ Jn einer Rotiz, die gegenwärtig
vie Runde durch die Zeitungen macht wird behauptet:

Anſichtskarten und Gratulationskarten können in ganz
Deutſchland für 10 Pfg. verſchickt werden, wenn ſie außer der
Adreſſe des Empfängers nicht mehr als fünf Worte für Mit-
eilungen enthalten.

Das iſt falſch. Auch Anſichtskarten und Gratulationskarten
koſten 30 Pfg. Porto. Wir wüßten auch gar nicht, weshalb eine
zleichgültige Anſichtskarte für den billigen Preis von 10 Pfg. be
ördert werden, während jede noch ſo wichtige und kurze Mit-
teilung per Poſtkarte 30 Pfg. koſten ſollte. Jn der Poſtordnung
ſteht lediglich, daß zu Weihnachten und Neujahr Widmungen und
Hlückwünſche, die nicht mehr als fünf geſchriebene Worte enthalten,
ils Druckſache zu dem ermäßigten Portoſatz befördert werden.
Unſere Leſer mögen das beachten, um die Empfänger vor Straf-
porto zu ſchützen.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volks
raft. Acker „Faule Wietſchke“, Pächterverſammlung Donnerstag,
den 17. Juni, abends 8 Uhr in der Aktien-Brauerei.

Naturw. Verein für Sachſen und Thüringen. Donnerstag.
den 17. Juni, abends 84 Uhr im Zool. Jnſtitut, Domplatz 4
Vortrag: Die Kalirohſalze, ihre Gewinnung, Verarbeitung und
Verwertung (Herr Direktor Dr. Erchenbrecher). Gäſte will-
kommen.

Stadttheater. Heute Dienstag, abends 724. Uhr, wird „Der
Bettelſtudent“ wiederholt. Mittwoch gelangt das Bühnenſpiel
Die Bürger von Calais von Georg Kaiſer im Rahmen des
Zyklus „Das Drama der Jugend in Deut'chland“ zur erſten Wieder-
holung. Donnerstag geht Molisres Luſtſpiel „Tartüff“ in Szene.
Freitag „Hans Heiling“, Sonnabend Der Zigeunerbaron“, Sonn-
ag nachmittag Volksvorſtellung „Vor Sonnenaufgang“, Sonn-
tag abend „Die Afrikanerin.“

Zoologiſcher Garten. Auf das heute abend 714 Uhr ſtatt
findende Extra- Konzert der Kapelle des Reichswehr-Landes-
jäger- Regiments Nr. 32 unter Leitung des Obermuſikmeiſters
Willi Büch ner (ehemaligen Dirigenten der Kapelle des Jn-
fanterie- Regiments Nr. 153) ſei nochmals empfehlend hingewieſen.
Die Vortragsfolge enthält u. a. Werke erſter Tonmeiſter. Das
Kinderfeſt am Mittwoch, den 16. Juni, beginnt nicht um 4 Uhr.
ſondern um 3 Uhr nachmittags. Es werden unter Aufſicht von
Kindergärtnerinnen Beluſtiqungen verſchiedener Art geboten, wie
Reigenſpiele, Preisſchießen, Tauziehen, Pony- und Eſelreiten und
-Fahren, Topfſchlagen, Wettlaufen uſw., Kaſperle-Theater, große
Kinderpolonaiſe mit Muſik und Kinderball.

50jähriges Geſchäftsjubiläum. Das hier beſtens bekannte
Zerrenkonfektionshaus S. Weiß, kann am heutigen Tage auf
ein 50jähriges Beſtehen zurückblicken. Das aus kleinen An-
ängen groß gewordene nternehmen zählt zu den größten ſeines
Senre der Provinz Sachſen.

Verſteigerung der Straßenbahn-Fundſachen. Die öffentliche
Verſteigerung der in der Zeit vom 1. November 1919 bis 29. Febr.
1920 gefundenen und nicht abgeholten Stücke findet am 23. Juni
ſeg vormittags 9 Uhr, in der Wagenhalle, Berliner Straße 1,

att.
Jucker in Menge. Jn letzter Racht wurde in der König-

ſtraße ein Ehepaar geſtellt und bei näherer Durchſuchung ihrer
Pakete etwa 1 Zentner Zucker bei ihnen vorgefunden. Weitere
114 Zentner Zucker wurden dann auch noch in ihrer Wohnung
zefunden Das Diebesgut wurde ſichergeſtellt.

Bei der Arbeit geſtorben. Auf dem Saalwerder verſtarb
geſtern nachmitag bei Ausübung ſeiner Arbeit ein Vorarbeiter an

Provim und Umgegend

Jonferenz der Wirtſcha'tlichen Räteorganſgt'on für
Kitteldeutſchiland in Halle g. 6. am 12. und 13. guni 1920.

Die Tagung der „revolutionären“ Betriebsräte war wieder
nal ein Beiſpiel dafür, wie man ſich an rodikaler Phraſeologie
berauſchen kann, ohne ſich an den wirklichen Aufgaben der Be-
triebsräte zu ſtoßen. Jrgendein praktiſches Ergebnis hat die
Konferenz kaum gezeitigt. Wie ſehr ſich aber die einzelnen Red-
ter an leerem Wortgeklingel ergötzten und welche kindhaften Vor-
tellungen über Vergeſellſchaftung und politiſche Möglichkeiten be-
tehen laſſen die Ausſprüche einiger Debatteredner erkennen.
Was ſoll man z. B. davon halten, wenn Maltzan Berlin aus-
führt. „Wir müſſen aſſo um ein Gegengewicht zu ſchaffen, ſo
ſchnell els mönſich die Räteregiernuna ſchaffen, durch einen
Kongreß, der ſofort ſtattfinden muß.“ Die Räted'ktatur- Anhänger
in Deutſchland belaufen ſich auf noch nicht 20 Proz. der geſamten
Wählerſchaft. Gegen 899 von 100 politiſch Denkfähigen will dieſer
Räteſchwärmer durch einen Kongreß“ die Räteregierung anf den
Thron ſetzen. „Wie malt ſich doch in ſeinem Kopf die Welt.“
Derſelbe Redner äußerte weiter „Die Betr. -Räte müſſen den
Unternehmern derart zuſetzen, daß ſie von ganz allein ihre Be-
triehe verlaſſen.“ Karl Marrx würde ſich im Grabe drehen wenn
er dieſen Svroß „revolutionärer Kampftaktik“ hören könnte.
Selten iſt größerer Unſinn geſagt worden Man kann ſſch danach
aber vorſtellen. von welchem Geiſt ſene Betriebsräte erfüllt ſein
müſſen, die ſolche Strategen zum Oberhaupt wählen.

Daß no-h ein Uebriges geleiſtet wurde um die Gewerkſchafts-
bewegung zu unterminieren, braucht eigentlich noch dieſen Dar-
legungen nicht weiter betont werden. Obergenoſſe Dörr tat
äch in dieſer Beziehung ganz beſonders hervor, auch ſonſt ſchuf
er Erkleckliches in Worten. Das „revolutionär“ flog nur fo
herum und wie er am Ende war, da wird ſich jeder gefragt haben:
was hat er eigentlich geſagt“.

Die Aufgabe der Betriebsräte ſieht er darin, daß ſie in den
Betrieben nur in Oppoſitionsſtellung verharren. Das klingt ja
furchtbar radikal, wird aber weiter nichts als eine Schädigung
der Arbeiterſchaft herrorrufen. Es gehören nicht gerade bedeu-
tende wirtſchaftliche Kenntniſſe dazu, zu wiſſen. daß jede Hem-
mung der Produktion (und darauf läuft die gepredigte Sabotage

ließlich hinaus) außerordentliche Nachteile für die Arbeiter
ft mit ſich bringt. Jn Rußland hat die Arbeiterkontrolle (auch
e Art Betriebsüberwachung durch Arbeiter und Angeſtellte)

dazu geführt, daß die Wirtſchaftlichkeit der Betriebe durch unbe-
holfene Eingriffe immer mehr zurückging. Um die ruſſiſche Pro-
duktion nicht gänzlich lahmlegen zu laſſen, ſah ſich Kraſſin,

der Wirtſchaftsdiktator Sowfetrußlands Verren d Arbeiterkontrolle über die Selnſere weſentlich ein-
en

Durch ungeſchickte Manipulationen am Wirtſchafſtskörper, wie
ſie der „Rätefachmann“ Dörr vorſchlägt, würde es in Deutſch
land nur dahin kommen, wo Rußland jetzt ſteht: vor einem heil-
loſen Durcheinander im Wirt'chaftsleben. Die Rätetagung hätte
Nutzen geſtiftet und wirklich Poſitives für die Arbeiterſchaft ge
leiſtet, wenn ſie Richtlinien für die praktiſche Betätigung der Be
triebsräte im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften feſtgelegt
hätte. ſtatt ſich in allen möglichen und unmöglichen Theorien zu
ergehen Jnniges Zuſammenarbeiten der Räte mit den Gewerk
ſchaftsführern wird allein dazu beitragen, daß das Betriebsräte-
ocſetz kein blutleeres Gebilde bleibt, ſondern alle Wege, den Ein
fluß der Arbeiter und Angeſtellten in den Betrieben zum Nutzen
unſerer Volkswirtſchaft zu vertiefen, eingeſchlagen werden.

Bemerkt ſei noch, daß die Gewerkſchaftsvertreter nur zur
Sonnabendſitzung geladen wraen während ſie zur Vollverſamm-
lung am Sonntag keine Aufforderung zur Beteiligung erhielten.
Wohin man die Betriebsräte ſteuern will, iſt dadurch genügend
dokumentiert.

Dörr- Halle eröffnete die Sitzung und gab unter anderem
bekannt, daß die Leipziger Gewerkſchaften auf der Konferenz nicht
vertreten ſeien. Geladen und erſchienen ſei aber die Bezirksleitunder U. S. P. ((Jſt das eine wirtſchaftl. Organiſation? D. z

Winkler (9Holzarbeiter-Verb Halle teilte mit, daß die
Leipziger nicht mit den halleſchen Rumor ihre Räteorganiſation
aufgezogen haben, ſondern in aller Stille innerhalb
der Gewerkſchaften längſt erreicht haben, was
dieſe Konferenz noch lange nicht erreichen kann.

Die Tendenz dieſer wirtſchaftlichen Betriebsrätekonferenz
zeigte ſich, als der Räte, bonze“ Dörr den Geſchäftsbericht er
ſtattete. An politiſcher Phraſelogie leiſtete er u. a. folgendes:
Nachdem das Puppentheater der Nationalvperſammlung, das
Sklaven- und Schandge'etz des Betriebsrätegeſetzes veranlert
hatte, waren wir gezwungen, uns in revolutionäre Kampfſtellung
zu ſtellen. Die Gewerkſchaften ſetzen der revolntionären Räte-
bewegung entſchicdenen Widerſtand entgegen, der durch das revo-
lutionäre Proletariat gebrochen werden muß. Das haben wir
erreicht. indem wir in die Betriebe gingen und Anhinger für
unſere Anſicht warben. Wir mußten uns aberklarſein,
daß mit den Gewerkſchaften ein Räte aufbau ein
Unding ſei dazu gehören nur die revolutio-näre; Arbeiter. Wir werden nur lebensfähig bleiben.

die Betriebsräte in den Betrieben in Oppoſitionsſtellung
eiben.

e e
Die Postbezieher der

„Volksstimme“
bitten wir, den Bezugspreis für Monat Juli
oder für das 3. Quartal bis zum 25. Juni
an das Poſtamt des Beſtellbezirkes oder für
das Poſtſcheckkonto 87 573, Poſtſcheckkonto
Leipzig, einzuzahlen. damit die Zeitungs-

lieferung ungeſtört weiter erfolgt.

Verlag der Volktimme G. m. b. H.
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Maltzan-Berlin: Wir werden, wenn die Mehrheits-
Sozialiſten nicht wieder in die Koalition eintreten, eine reaktio-
näre Regierung bekommen, die alle Errungen'chaften beſeitigt.
(Hiermit wird die unverantwortliche Stellung der U. S. P. zur
neuen Regierungsbildung treffend gegeißelt! D. R.) Wir müſſen
alſo, um ein Gegengewicht zu ſchaffen, ſo ſchnell als möglich die

n ſchaffen, durch einen Kongreß der ſofort ſtattfin-
en muß.

Die zukünftigen wirtſchaftlichen Machtkämpfe werden ſich nicht
im Parlament, ſondern auf der Straße abſpielen. Bei ihrer Be-
rufsarbeit Lohn- und Tarifverhandlungen zu führen ver-
bleibt den Gewerkſchaften gar nicht die Zeit, die revolutivnären
Arbeiter zu erfaſſen, um mit ihnen den Endkampf um den Beſitz
der Produktionsmittel zu führen.

Wir werden unſere Betriebsräte immer
frecher und dreiſter machen Die Betriebsräte müſſen
den Unternehmern derart zuſetzen, daß ſie von ganz allein ihre
Betriebe verlaſſen, denn dieſe ſind nicht Eigentum des Siemens
Löwe uſw., ſondern Eigentum der Gemeinwirtſchaft.

Lemk-Halle: Die Gewerk'chaften werden von uns als Mit-
tel zum Zwecke benutzt. Niemals aber dürfen die Betriebsräte in
den Gewertkſchaften aufgehen.
daß ſehr an dem Mangel revolutionären Geiſtes leidet, kann unter
Winkler niemals führend in der Rätebewegung ſein. Winkler
redet jedem nach dem Munde. (Was mag da alles vorgekommen
ſein unter den ſonſt ſo ſauberen Brüdern im halleſchen Gewerk
ſchaftskartell? D. R.)

Däumig-Berlin: Man muß hiſtoriſch denken können, um
zu begreifen, daß mit Gewerſchaftsfunktionären der revolutionäre
Geiſt in den Betriesen nicht vorwärts getrieben werden kann.

Auf das Produktionsverhältnis einzuwirken, ſind unſere Ge-
werkſchaften gar nicht eingerichtet. Jhre Pfennig'chacherpolitik
hört auf nach der Verwirklichung des Rätegedankens.

Jm übrigen können äußere Vorgänge ſchon
in wenigen Wochen den Betriebsräten eine ganz
andere Marſchrichtung geben.

Unter den v'elen Millionen Arbeitern iſt der größte Teil noch
längſt nicht revolutionär; deshalb glaubt der Gewerkſchaftsbund
für ſeine Politik in dieſen ungaufgeklärten Maſſen Anhang zu
finden.

Aber doch wollen wir in ein geſchwiſterliches Verhältnis mit
den Gewerk'chaften treten, ſoweit ſie nicht auf dem Boden der
Arbeits gemeinſchaft ſtehen.

Borrmann-Bitterfeld: Daß die guten Betriebsräte teuer
ſind wie die Unternehwer ſagen, haben wir erlebt. Es gibt Be
triebsräte, die ſonſt radikel waren, heute aber gute Bankkonten
haben Der Beamte der freien Angeſtellten Stöhr ſagte, daß die
halliſchen Arbeiter das große Ziel Döumigs nicht begreifen, denn
ihre Arbeit war oft durchdrungen von dem Geiſt perſönlicher Ge-
hößig'eit und Sonderbündelei. Maßregelung in jabhrzehnte langer
Tätigkeit ergrauter Gewerkſchaft beamten, die ſich nicht das
U. S. P -Parteibuch in die Taſche ſtecken ließen. D. R.)

Heſſe- Halle: Die Betriebsräte können ihre Tätigkeit am
beſten ausüben wenn ſie geſtützt werden durch die Gewerkſchaften.
Die Räteorganiſation hat nicht die geringſte Macht hinter ſich.
d'e z. Zt. aber von den Gewerkſchaften getötigt S können.
Wir haben kein Jntereſſe daran, mit den Betriebsräten andere
Ziele u erreichen, als die ihnen durch das Geſetz gegebenen. Wir
ſind aber bereit, gemeinſchaftlich beim Aufbau der Betriebsräte zu
wirken Die Arbeitsgemein'chaft iſt keine Einrichtung mit der
wir eine Ehe geſchloſſen haben. Wenn wir ſie für überflüsſſig hal
ten, werden wir ſchon für Trennung ſorgen.

Das halliſche Gewerkſchaftskartell,

Vollverſammlung am Conntag, den t. Juni.

Die Wirtſchaftl n r hatte die Betrieder mitteldeutſchen t rke zu einer

Halle eingeladen. r die ſprachen: KoenenebenMaltzan D n n n e drei Referate ſolltden Nachweis führen, daß die Gewerkſchaften nicht fähig ſeien, de
Aufbau der Betriebsräte im revolut'onären Sinne durchzuführer

e führte unter ande aus: Die Betriebsrätmüßten die Grundlage bilden für den Mitte Juni einzuberufend
Reichsrätekongreß, wenn die Gewerkſchaften nicht mit
machten, dann müſſe man eben den Kongre

allein einberufenc(!). Die Berliner ſeien reich und könn
ten die dazu nötigen nicht unerheblichen Mittel vorſchießen. Die
Kongreß müßte einen Reichswirtſchafterat als Gegengewicht geg
die unföhige parlamentariſche Reichsregierung bilden. Die G.
werkſchaften hätten ihre hiſtoriſche Aufgabe erfüllt, ſie ſei
jedoch nicht auf den Endkampf mit dem Kapital eingeſtellt un
müſſen dieſen zu führen, den Räten überlaſſen. Es ſei ganz ars
geſchloſſen, daß dieſer Endkampf auf dem parlamentariſchen Ve
handlungswege geführt werden kann. Letzten Endes würde dicſe
Kampf auf der Straße ausgefochten werden müſſen; und da
ſollen die Räte vorbereitet werden.

Däumig war r Er ermahnte, nicht immer da
Wort Bonzen und Verräter im Munde zu führen, denn wer h
einem ſo großen hiſtoriſchen Kampfe keine andere Waffe habe al
dieſe, mit deſſen geiſtiger t ſei es ſchlecht beſtellt. di
Gewerkſchaften haben viel Gutes geleiſtet, nur haben ſie den ve
änderten Zeitverhältniſſen nicht Rechnung tragen können.

Eine Reihe Redner ſprachen im Sinne der Räte, doch dürfte
man ſich nicht von den Gewerk'chaften trennen, ſondern man müſe
mit den Gewerkſchaften zuſammenarbeiten.

Als einziger Gewerkſchaftsvertreter ſprach Gen. Heſſe vo
Bergarbeiterverband in Halle. Er führte aus, daß die Räte
bewegung einſtweilen eine Macht nicht hinter ſich habe; und den
zufolge wirkſame Kämpfe nicht führen könne. Die einzige Mach
die heute von den Arbeitern ausgeübt werden kann, ſtützt ſich nog
immer auf die Gewerkſchaften. Es ſei unverantwortlich, wenn di
Arbeiter als Gewerkſchaftler gegen ihre Gewerkſchaft aufgepeitſch
würden, damit ſchwäche man nur die Machtpoſition der Arbeite
gegenüber den Arbeikgeberverbänden. So leicht, wie ſich Koenen
die Ueberführung der Produktionsmittle in die allgemeine Wirt
ſchaft vorſtellt, geht es doch nicht. Man darf den Arbeitern, di
erſt nach der Revolution millionenweiſe in die Gewerkſchaften
kamen, nicht zumuten, daß ſie nun, erfüllt vom revolutionäte
ſozialiſtiſchen Geiſt, aus idealen Gründen den Endkampf führe
wollten. Die Erfüllung ibres Sozialiſtentums ſei nur zum Teil
eine Befriedigung ihrer wirtſchaftlichen Bedürfniſſe. Man müſſe
eben alle dieſe Laien tatſächlich verantwortlich zur Grundlage
ſeiner Handlurgsweiſe machen.

Die ganze Art der Verhandlung gloſſierend fuhr Gen. Heſſe
weiter fort: Da man ſo viel von dem inngen Zuſammenarbeite
mit den Gewerkſchaften geſprochen hat, iſt geradezu unverſtändlich
daß man drei auswärtige Redner der Rätebewegung beſtellt hat
während man von den Gewverkſchaften nicht einmal Diskuſſions
redner zulaſſen wollte. Das iſt kein gutes Zeichen zukünfitze
friedlicher Nebeneinanderarbeit.

Gegen drei Stimmen wurde die nachſtehende Reſolution a
genommen:

Entſchließung:

Die am Sonnabend, den 12. Juni 1920, im „Volkspark“ z
Halle tagende Konferenz der Vertreter der Organiſationen un
Bezirksleitungen ſowie der Spitzenorganiſationen der WRO. be
grüßt es, daß ganz in Uebereinſtimmung mit den bisher in unſere
Rätebewegung vertretenen Beſtrebungen für die Berliner Ar
beiterſchaft eine Form der Zuſammenarbeit der Betriebsräte un
Gewerkſchaften gefunden iſt. Sie verpflichtet ſich, nach den
Grundſätzen des Berliner Entwurfs die Räteorganiſation aus
bauen und in engſter Gemeinſchaft mit den Gewerkſchaften, di
ſich zum revolutionären Klaſſenkampf bekennen, zu arbeiten. L
Zuſammenarbeit mit den Gewerkſchaften in unſerem Bezirk i
dadurch herzuſtellen, daß jede in un'eren alten Richtlinien
nannte Körperſchaft der Räteorganiſation über ihre dort
nannte Zahl um ein Fünftel der Mitglieder vermehrt wird durt
Delegierte aus den zuſtändigen Gewerkſchaftskartellen. Die Er
faſſung aller Betriebsräte unſeres Bezirks iſt ſofort und enerziſt
in die Hand zu nehmen. Rev'erausſchüſſe ſind zu die'em Zwet
zu bilden und die Gewerkſchaftskartelle miſſen zweckmäßige Mit
hilfe unbedingt dabei leiſten. Auch die Preſſe und Parteiorgr
niſatſonen haben ihre Pfl'cht zu erfüllen.

Die proviſoriſche Reichszentrale der Betriebsräte, die ſeiten
der Berliner Genoſſen geſchaffen iſt, wird als ſolche anerkaml
mit der Aufgabe, ſchleunigſt einen Reichskongreß der Betriebsrät
zufammenzubringen. Die Betriebsräte und die Gewerkſchafts
funktionäre werden vervflichtet, im Sinne dieſes Beſchluſſes für de
Ausbau der Räteorganiſation im Zuſammenhang mit den
i ntampforganiſationen umzugeſtaltenden Gewerkſchaften z
wirken.Die Konferenz erkennt die Richtlinien des Gewerlſchaft
bundes, die nur dazu angetan ſind, die Betriebsräte zu We
zeugen der Arbeitsgemeinſchaft zu machen, nicht an
verpflichtet ſich. den ſchärſſten Kampf gegen die Pol'tik der
beitsgemeinſchaften zu führen, dagegen die Einheitsfront un
die Kampffront der Hand und Kopfarbeiter durch die Schaffunt
der Räteorganiſetion und der Jnduſtrieverbände zu ſtärken.

Des weiteren wurde eine Kommiſſion zur Anleitung de
Räteaufhaues von ſieben Mitgliedern gebildet, in die von de
Gewerkſchaften von den Metallarbeitern Hennig (Weißenfels) un
von den Bergarbeitern Heſſe (Halle) delegiert wurde.

Skopan. „Der ſchwarze Johann Zu der am 14. J
1920 erſchfenen Bekanntmachung der „Schwarze Johann“ wird
darin bekanntgegebene Perſonglbeſchreißung wie folgt gendeSpitzname: ſchwarzer Johann, Alter: 22 Jahre, Größ:
etwa 179 Zentſmeter, Geſtalt ſchlank, kräftig, Haare: ſchwrn
Bart: ohne, Geſicht ſchmal, aber auffallend braun gebrannt, zt
kleidung: dunkelbraune neue Sportſchuhe, kleinkarrierter D.
geſtreifter grankrauner Anzyg mit Rückenanrt. Schilerkragn
blangrauer Filzhut, rechtes Ho'enbein mit Blut beſudelt. v
ſcheinend von Liner Schußverletzung herrührend. Wer irre
welche Angaben über den gefährl'chen Verbrecher. dem wer m
deren Straftaten auch ein Raubmord zur Laſt föllt, machen 7
De deten. dieſe der Kriminalpolizei in Halle umgehend
zuteilen.

Weißenfels. Vernichtung des Kartoffelkäfel
Der Magiſtrat ſchreibt uns: Mit der zunehmenden Bedeutung n
Kartofſeln für die Volksernähryng wächſt de Notwendigkeit. m
etwaiges Auftreten des Kartoffellöfers zu überwachen. Um
Ueberwachung wirkſam zu geſtalten müſſen ſich an, ihr die
ſamten, bei dem Kartofelbau beſchäftigten Bevölkerung
beteiligen. Es wird erſucht, beim Auftreten des Kartoffelte n
oder anderer verdächtiger Schädlinge ſofort hierher Anzeige
machen und einige getötete Tiere beizufügen.

Weißenfels. Diskuſſions- und Vortragsabeng
Heute Dienstag den 15. Juni, findet der erſte Vortrag
im großen Saale des „Deut'chen Haufes“ ſtatt. Vortrage
Genoſſe Alfred Throniker. Wir bitten die Genoſſen zablrei n
erſcheinen. Die Abende ſollen von jetzt ab laufend ſtattfind
um die Kerntniſſe im wiſſenſchaftlichen Sozialismus und
Rationalökonomig zu vertiefen. Eingeführte Gäſte ſind
kommen.

Anzeigen
Volksſtin mu Teil Paul Täumel; für denWilhelm Herz g. beide e.l G. b. m. H. zu S Druck und Verlag der

Gr. Ulrichſtr. 27.
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